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Gelungene Mitgliederversammlung 
des Hessischen Städtetages

(Gi) Entspannt in der Atmosphäre 
und professionell im Ablauf fanden 
am 13.10.2016 die Mitgliederver-
sammlung des Hessischen Städ-
tetages sowie die Konstituierung 
seines Hauptausschusses und Prä-
sidiums statt.

Für die Periode von zweieinhalb 
Jahren wählte das Präsidium des 
Hessischen Städtetages Rüssels-
heims Oberbürgermeister Patrick 
Burghardt in das Amt des Präsiden-
ten und den Oberbürgermeister von 
Wiesbaden Sven Gerich in das Amt 
des Ersten Vizepräsidenten. Bei-
de Spitzenpolitiker sind fest in der 
kommunalen Familie verankert und 
wissen kommunale Forderungen ge-
genüber dem Land durchzusetzen.

Aber nicht nur der Präsident und der 
Erste Vizepräsident sind politisch 
wetterfest. Mit entsprechender kom-
munaler Kompetenz ausgerüstet 
wurde der Erste Stadtrat der Stadt 
Rodgau Michael Schüßler als weite-
rer Vizepräsident gewählt. Das Amt 
des Zweiten Vizepräsidenten unse-
res Verbandes wird weiterhin erfolg-
reich von Bürgermeister Horst Burg-
hardt aus Friedrichsdorf ausgefüllt.

Mit Oberbürgermeister Manfred 
Wagner aus Wetzlar und Bürger-
meister Klaus Hoffmann aus Neu-
Anspach wurden zwei langjährig 
erfahrene Kommunalpolitiker in die 
Funktionen des Vorsitzenden und 

des stellvertretenden Vorsitzenden 
des Hauptausschusses des Hessi-
schen Städtetages gewählt.

Diesen Personalentscheidungen  
war ein inhaltlich gewichtiger Ver-
lauf der Mitgliederversammlung 
vorausgegangen. In gewohnt po-
litisch pointierter und herzlicher 
Weise begrüßte Oberbürgermeister 
Klaus Kaminsky die sehr zahlreich 
erschienenen Vertreter aus den 
Mitgliedstädten und -gemeinden in 
seiner Stadt Hanau. Mit einem Streif-
zug durch die kommunalrelevanten  
Themen der Landesregierung der 
vergangenen zweieinhalb Jahre be-
gann Oberbürgermeister Bertram 

Hilgen aus Kassel den politischen 
Diskurs der Mitgliederversammlung.

In seiner Rede ging er u.a. auf die  
Finanzausstattung der Städte und 
Gemeinden ein und die Verhand-
lungen, die mit dem Finanzminister 
geführt wurden. Weiterhin beschrieb 
er die Bedeutung der mit dem Land 
ausgehandelten Pauschalen zur 
Unterbringung der großen Zahl an 
Flüchtlingen, die Hessen in den Jah-
ren 2015 und 2016 erreicht haben. 
Dabei betonte er die herausragen-
den Leistungen, welche die hessi-
schen Kommunen in diesem Zusam-
menhang erbracht haben.

Die Delegierten hatten Gelegen-
heit, einen ruhigen und sehr sachli-
chen Vortrag vom Staatsminister im 
Bundeskanzleramt Dr. Helge Braun 
zum Thema „Zuwanderung und In-
tegration gemeinsam schultern. Die 
Verantwortungsgemeinschaft von 
Bund, Land und Kommunen“ zu hö-
ren. Anhand anschaulicher Beispiele 
gelang es ihm, die Flüchtlingssituati-
on in der Welt und die Handlungsnot-
wendigkeiten Europas und des Bun-
des zu umreißen. Er begründete die 
durch die Bundesregierung getroffe-
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Im großen Saal des CPH folgen die Delegierten mit Interesse den Ausführungen des 

Staatsministers im Kanzleramt Dr. Helge Braun.
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nen Entscheidungen und beschrieb 
die Herausforderungen, die sich für 
die Verwaltungen der staatlichen 
Ebenen daraus ergaben. Mit deutli-
chen Worten lobte er die besonderen 
Leistungen, welche insbesondere 
die Kommunen zur Versorgung der 
Flüchtlinge erbracht haben.

Mit der Vorstellung der Leistungen 
der Mitarbeiter des Hessischen 
Städtetages leitete der Geschäfts-
führende Direktor Stephan Gieseler 
in seinen Geschäftsbericht über den 
Zeitraum 1.1.2014 bis 30.6.2016 ein. 
Summarisch beschrieb er die we-
sentlichen Höhepunkte der Arbeit 
des kommunalen Spitzenverban-
des wie z.B. die Neuaufstellung des 
Kommunalen Finanzausgleichs, die 
mehrfache Novellierung der Hessi-
schen Gemeindeordnung, die Auf- 

nahme und Integration von Flücht-
lingen sowie viele weitere kommu- 
nalrelevante Themen.

Der Hessische Innenminister Peter 
Beuth nutzte die Gelegenheit seiner 
Rede mit der Überschrift „Terrorprä-
vention in Hessen – Das Spannungs-
verhältnis von Sicherheit und Frei-
heit“ und resümierte die aktuellen 
terroristischen Ereignisse, beschrieb 
deren Auswirkungen für das Land 
Hessen und sortierte, welche Aufga-
ben sich daraus für Bund, Land und 
Kommunen ergeben. Bei der Ter-
rorbekämpfung seien insbesondere 
der Staatsschutz und die Polizei ge-
fordert. Aber auch den hessischen 
Kommunen falle wegen der Gefähr-
dung der Sicherheitslage eine erhöh-
te Aufmerksamkeit bei der Wahrneh-
mung ihrer präventiven Aufgaben zu.

Die Delegierten der Mitgliederver-
sammlung des Hessischen Städ-
tetages hatten nicht nur die Gele-
genheit, sich mit den politischen 
Vorträgen der Redner auseinander-
zusetzen, sondern nutzten ihr Recht, 
als höchstes Organ auch die Ver-
bandssatzung zu ändern. Durch eine 
Änderung der Satzung findet die Mit-
gliederversammlung künftig einmal 
in der Wahlperiode der Kommunal-
parlamente statt. Als Kompensation 
für die Absenkung der Anzahl der 
Mitgliederversammlungen wurde ein 

Veranstaltungsformat beschlossen, 
wie es der Bayerische Städtetag seit 
Jahren erfolgreich durchführt: Der 
Hessische Städtetag wird demnach 
künftig zwischen den Mitgliederver-
sammlungen zu Tagungen mit aktu-
ellen Themen einladen.

Komödiantischer Höhepunkt der 
Mitgliederversammlung war der 
Auftritt von Walter Renneisen. Mit 
Auszügen aus seinem Programm 
„Deutschland, Deine Hessen“ lenkte 
er die Delegierten der Mitgliederver-
sammlung erfolgreich vom politi-
schen Alltag ab. Mit Sachwissen zur 
regionalen und lokalen Historie, als 
Fachmann für hessische Mundart 
und in seiner besonderen künstleri-
schen Art verstand er, das versam-
melte Publikum hervorragend zu 
unterhalten und verschonte dabei 
keinen Lachmuskel.

In seinem Schlusswort dankte Ober-
bürgermeister Patrick Burghardt den 
Delegierten für die getroffenen Ent-
scheidungen und den Mitarbeitern 
der Geschäftsstelle für die sehr gute 
Organisation und Durchführung der 
Mitgliederversammlung. Seinen Vor-
gänger an der Spitze des Hessischen 
Städtetages Bertram Hilgen lobte er 
für seinen herausragenden Einsatz 
für die hessischen Kommunen und 
schloss danach die erfolgreiche Mit-
gliederversammlung.

Der scheidende Präsident Oberbürger-

meister Bertram Hilgen erfährt ein hohes 

Maß an Dank und Anerkennung für seine 

Leistungen für die hessischen Städte und 

Gemeinden.

Patrick Burghardt, Oberbürgermeister 

der Stadt Rüsselsheim am Main, ist der 

neu gewählte Präsident des Hessischen 

Städtetages.

Sven Gerich, Oberbürgermeister der 

Landeshauptstadt Wiesbaden, ist der 

neu gewählte Erste Vizepräsident des 

Hessischen Städtetages.
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Städte müssen wieder stärker Impulsgeber für 
Bundes- und Landespolitik sein – 
Interview mit dem neuen Präsidenten des Hessischen
Städtetages, Oberbürgermeister Patrick Burghardt

Patrick Burghardt, geboren 1980 in 
Rüsselsheim am Main, ist seit dem 
13. Oktober 2016 der neue Präsi-
dent des Hessischen Städtetages. 
Der gelernte Speditionskaufmann 
ist schon seit dem 1. Januar 2012 
Oberbürgermeister der Stadt Rüs-
selsheim am Main und gehört seit-
dem dem Präsidium des Verbandes 
an. Am 10. Mai 2014 wurde er auch 
zum stellvertretenden Vorsitzenden 
der hessischen CDU gewählt. Der 
Geschäftsführende Direktor des 
Hessischen Städtetages, Stephan 
Gieseler, sprach mit ihm über die 
derzeitigen Herausforderungen der 
Kommunen:

Gieseler: Herr Burghardt, was hat 
Sie dazu motiviert, Präsident des 
Hessischen Städtetages zu wer-
den?
Burghardt: Ganz klar die Liebe zu 
meiner Stadt Rüsselsheim am Main 
und die feste Überzeugung, dass 
die Städte und Gemeinden durch 
die Zusammenarbeit auf welcher 
Ebene und in welcher Organisation 
vor Ort auch immer, zusammen nur 
gewinnen können. Das gilt auch für 
die Kommunalen Spitzenverbände 
untereinander. 

Gieseler: Welche Schwerpunkte 
möchten Sie als Präsident set-
zen?
Burghardt: Ich komme aus einer 
Autostadt. Der Hessische Städte-
tag hat schon einen starken Motor 
mit viel PS, aber die Drehzahl kann 
durchaus noch erhöht werden. Die 
Städte im Hessischen Städtetag 
sind allesamt gut aufgestellt. Zu-
sammen können wir noch stärker 
als bisher Impulsgeber für Bundes- 
und Landespolitik sein. Ohne uns 
läuft nichts. Und wer etwas plant, 
sollte vorher die Städte in Hessen 
fragen. 

Auch in der Zusammenarbeit mit 
Landtag und Landesregierung 
möchte ich neue Schwerpunkte 
setzen. Impulsgeber zu sein ist ja 
keine Drohung, sondern das Ange-
bot eines verstärkten Austausch- 
und Abstimmungsprozesses. 
Die Öffentlichkeit verlangt zudem 
heute mehr denn je Information und 
Transparenz von Entscheidungen. 
Weil der Hessische Städtetag lan-
desweit wichtige Positionen ein-
nimmt, kommt ihm auch die Rolle 
des Meinungsführers zu. Daran 
werde ich mitarbeiten.

Gieseler: Wo sehen Sie derzeit die 
größten Herausforderungen der 
Städte?
Burghardt: Neben der Bewälti-
gung der angespannten Finanzlage 
derzeit besonders in der Integra-
tionspolitik sowie im Bereich des 
Ausbaus und der Optimierung der 
Infrastruktur. Auch wenn viele es 
nicht wahrhaben wollen: wir erleben 
seit etwa fünf Jahren landesintern 
eine Landflucht in die Ballungsräu-
me. Mit den Menschen, die aus an-
deren Ländern Europas, aus Afgha-

nistan, Syrien oder Eritrea verstärkt 
zu uns kommen, wachsen unsere 
Städte unaufhaltsam. Die Woh-
nungsfrage speziell im Ballungs-
raum wird also noch in einer Weise 
zunehmen, wie wir uns das zum 
jetzigen Zeitpunkt noch gar nicht 
vorstellen können. Dabei muss aber 
immer gelten: der Staat muss in un-
serem Land nicht derjenige sein, 
der vorrangig dafür zu sorgen hat, 
dass Wohnungen gebaut werden. 
Der Staat aber muss die Rahmen-
bedingungen entsprechend gestal-
ten. In der Wohnungspolitik sind wir 
mit dem Land und allen Akteuren in 
guten Gesprächen, nicht nur über 
die Allianz Bündnis Wohnraum, 
sondern auch auf fachlicher Ebene. 
Wir müssen bei dem Thema eine 
höhere Flexibilität an den Tag legen 
und Dinge neu denken. 

Gieseler: Welche Unterstützung 
brauchen die Städte Ihrer Mei-
nung nach in Fragen der Flücht-
lings- und Integrationspolitik?
Burghardt: Eine Absprache zwi-
schen Land und Hessischem Städ-
tetag, welchem Integrationskon-

OB Patrick Burghardt (li. im Bild) seit 13.10.2016 neuer Präsident des Hessischen Städ-

tetages und Geschäftsführender Direktor Stephan Gieseler
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zept wir auf welchem Wege und mit 
welchen Finanzierungsanteilen ge-
meinsam folgen! Alles muss dann 
danach ausgerichtet werden.

Gieseler: Die Bundeskanzlerin 
spricht selbst von schwierigen 
Zeiten. Was erwarten Sie von 
Bund und Land?
Burghardt: Vor allem brauchen wir 
nicht jeden Tag irgendeine Pres-
semeldung, wer noch irgendetwas 
Schöneres, Buntes, Schillerndes 
beitragen will, sondern müssen 
uns jetzt, hier und heute, darauf 
verständigen, welche Maßnahmen 
aus den vorhandenen Aktions- und 
Integrationsplänen und Konzep-
ten wer anfasst und wie sie bezahlt 
werden. Jede Zeit hat ihre schönen 
und problematischen Seiten. Politik 
ist dafür da, dass sie sich dieser an-
nimmt und Lösungen dafür erarbei-
tet. Je eher wir Herausforderungen 
benennen und priorisieren, desto 
eher können wir Vorschläge zur 
Umsetzung beschließen.

Gieseler: Welche Rolle könnte der 
Hessische Städtetag dabei über-
nehmen?
Burghardt: Dem Hessischen Städ-
tetag kommt eine entscheidende 
Koordinations- und Vermittlungs-
rolle zu. Kein anderer Verband hat 
Kommunen aus Ballungsraum und 
ländlichem Raum in seinem Mit-
gliedsbereich. Kein anderer Ver-
band hat den Überblick über die 
entsprechenden Integrationskon-
zepte und verfügt über entspre-
chende Kontakte zu allen Akteuren 
im Verfahren. Die wesentlichen Be-
schlüsse des hessischen Asylkon-
ventes sind 1:1 die Beschlüsse der 
Spitzengremien des Hessischen 
Städtetages – das zeigt uns: hier 
werden fachlich und politisch trag-
fähige Entscheidungen vorbereitet 
und getroffen und Aktionen und 
Maßnahmen vorgeschlagen, die 
landesweit konsensfähig sind. Die 
Städte sind und bleiben die ent-
scheidenden Impulsgeber für Poli-
tik für Ort.

Gieseler: Liegen die vielen Kon-
nexitätsstreitigkeiten aus Ihrer 

Sicht auch daran, dass Bundes- 
und Landespolitik viel zu oft an 
den eigentlichen örtlichen Bedar-
fen vorbei Politik machen?
Burghardt: Das gilt nicht für jeden 
Bereich, aber für viele. 

Gieseler: Zum Beispiel im Bil-
dungsbereich? Da erleben wir 
jede Woche neue Ankündigun-
gen von Standards und Reform-
vorschlägen durch die Bundes-
ebene. Nervt Sie diese ständige 
Einmischung in die kommunale 
Selbstverwaltung?
Burghardt: Genau daran dachte 
ich auch zuerst: Der Bund hat uns 
den Rechtsanspruch auf frühkind-
liche Bildung beschert. Die Finan-
zierung ist noch nicht gesichert 
und der Ausbau ist noch lange nicht 
abgeschlossen, aber schon denkt 
der Bund über höhere Standards, 
mehr Personal und mehr Bildungs-
angebote nach. Darum gilt: Lasst 
die Städte und Gemeinden vor Ort 
selbst planen. Habt Vertrauen in die 
Kommunalpolitik: wir haben mün-
dige Bürgerinnen und Bürger vor 
Ort, die genau wissen was sie und 
ihre Kinder wollen. Wir haben fach-
lich kompetente Mitarbeiter in den 
Jugendämtern und professionell 
arbeitende und vernetzte Bildungs-
politiker. 

Gieseler: Nun beklagen die Städ-
te fast monatlich die schlechte 
Finanzausstattung durch Bund 
und Länder. Wie beurteilen Sie 
die Chancen auf eine bedarfsge-
rechtere Finanzausstattung der 
Kommunen in Hessen nach der 
Einigung über den Länderfinanz-
ausgleich?
Burghardt: Das müssen wir ab-
warten. Das Bundesministerium 
der Finanzen hat ja jetzt die neue 
Ordnung des Länderfinanzaus-
gleichs vorgestellt und die Regie-
rungschefs haben verschiedene 
Maßnahmen zur Verbesserung der 
Aufgabenerledigung im Bundes-
staat beschlossen. Die Forderung 
der hessischen Städte ist dabei 
ganz klar: wir erwarten ab dem Jahr 
2020 eine spürbare Erhöhung der 
Finanzausgleichsmasse, weil das 

Land Hessen per Saldo gegenüber 
dem bis 2019 geltenden Recht des 
Länderfinanzausgleichs finanziell 
besser abschneidet.

Gieseler: Wo sehen Sie Optimie-
rungsbedarf beim öffentlichen 
Personennahverkehr?
Burghardt: Der gesamte Bereich 
Verkehr gehört für mich in den gro-
ßen Komplex „Optimierung der Inf-
rastruktur“. Da laufen schon einige 
Programme. Die vielen einzelnen 
Maßnahmen müssen aber zusam-
mengeführt und aufeinander ab-
gestimmt werden, auch interkom-
munal. Uns droht der Wegfall der 
Entflechtungsmittel des Bundes. 
Hier wird sich zeigen, wie wichtig 
dem Land Hessen die Infrastruktur 
ist. Es sollte den Kommunen Pla-
nungs- und Finanzierungssicher-
heit über 2020 hinaus geben.

Gieseler: Müssen sich die Städte 
noch besser vernetzen? 
Burghardt: Unbedingt. Dafür kann 
auch der Hessische Städtetag pri-
ma genutzt werden. Im Hessischen 
Städtetag sind alle Mitglieder gut 
vernetzt und in die Entscheidungs- 
und Gestaltungsprozesse einge-
bunden. 

Gieseler: Sie haben 2017 den 
Hessentag nach Rüsselsheim am 
Main geholt und stecken mitten 
in den Planungen. Welche Orte 
in Ihrer Stadt und welche Veran-
staltungen sollten die Besucher in 
keinem Fall versäumen?
Burghardt: Es fällt mir schwer 
einen besonderen Ort herauszu-
greifen, denn der Hessentag in 
Rüsselsheim am Main wird insge-
samt etwas Besonderes werden. 
Wir werden ein Programm bieten in 
dem sich jeder wiederfinden wird. 
Daher mein Tipp: schauen Sie auf 
www.Hessentag2017.de vorbei 
und suchen Sie sich Ihr Highlight 
heraus. Wichtig ist nur, kommen 
Sie vorbei und haben Sie Spaß und 
Freude am Hessentag in Rüssels-
heim am Main.

7 É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 11-12/2016

Länderfinanzausgleich vergisst den städtischen Bedarf

(JD) Der Finanzausschuss des Hes-
sischen Städtetages hat sich in sei-
ner Sitzung am 9.11.2016 in Fulda 
besorgt über die Struktur der hessi-
schen Kommunalfinanzen im Lichte 
des neuen Länderfinanzausgleichs 
geäußert. „Hessen muss jetzt nichts 
mehr in den Länderfinanzausgleich 
einzahlen, bekommt aber weit un-
ter dem Bundesdurchschnitt die 
zweitschlechtesten Zuweisungen 
aus der Umsatzsteuer“, so der 
stellvertretende Vorsitzende des 
Ausschusses, Wiesbadens Stadt-
kämmerer Axel Imholz. Ein Grund 
hierfür sei auch, dass die Landesre-
gierung im Hinblick auf die Finanz-
kraft Hessens zugestimmt habe, die 
vergleichsweise hohen Einnahmen 
der hessischen Kommunen zu 75 
Prozent statt wie bisher zu zwei Drit-
teln anzurechnen. „Auch der neue 
Länderfinanzausgleich vergisst den 
kommunalen Bedarf. Städte und 
Gemeinden darf man nicht nur an 
ihren Einnahmen messen, sondern 
muss auch ihren notwendigen Auf-
wand berücksichtigen.“

Der Blick auf die kommunalen Fi-
nanzen bundesweit verrate viel über 
die schwierige Finanzlage der hessi-
schen Kommunen: Sie liegen mit an 
der Spitze bei der Schuldenlast, bei 
der Höhe der Finanzierungssalden, 
investieren unterdurchschnittlich 

und haben überdurchschnittliche 
Sozialausgaben. Imholz: „Gefühlt 
sind die Hessen finanzstark, weil sie 
wirtschaftsstark sind.“ Dabei wür-
den viele schlichte Erkenntnisse glatt 
übersehen, z.B. im Blick auf den de-
mografischen Wandel. Dieser führe 
in vielen deutschen Regionen zu 
Bevölkerungsrückgang und Über-
alterung, in Hessen vielerorts aber 
zu starkem Zuzug und wieder jün-
ger werdenden Städten. „Rückbau 
kostet Geld, viel mehr Mittel braucht 
aber der zusätzliche Aufbau. Die Be-
dürfnisse alter Menschen finanzie-
ren vor allem die Sozialkassen und 

der Bund. Für Bildung, finanzielle 
Unterstützung und Betreuung jun-
ger Menschen aufzukommen, ist vor 
allem kommunale Pflicht. Das gilt für 
Kindergärten, Schulen und Jugend-
hilfe.“

Bundes- und Landespolitiker soll-
ten daher nicht mehr länger staunen 
über die Tatsache, dass die hessi-
schen Kommunen trotz günstiger 
Erträge finanziell gebeutelt daste-
hen. „Wo die Wirtschaft brummt, 
sind auch Grund und Boden, die Im-
mobilien, die Mieten und das Bauen 
teuer.“

Abschließend erinnert Imholz an die 
Erfahrungen der hessischen Kom-
munen zu Beginn des Jahrzehnts. 
Damals hatte die Landesregierung 
den Entzug von Finanzmitteln im 
Kommunalen Finanzausgleich mit 
den hohen Steuererträgen begrün-
det, welche das Land sich anrech-
nen lassen müsse. Imholz dazu: 
„Das Land hat sich in den Verhand-
lungen um den Länderfinanzaus-
gleich die kommunalen Einnahmen 
gegenrechnen lassen, den kommu-
nalen Bedarf aber nicht in die Ver-
handlungen eingeführt. In Zukunft 
darf es nie die hessischen Städte, 
Gemeinden und Landkreise für die-
ses Versäumnis haftbar machen.“

Finanzen
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Nach dem Urteil des hessischen 
Staatsgerichtshofs aus dem Mai 
2013 muss das Land Hessen den 
Bedarf der hessischen Kommunen 
analysieren und die Verteilung der 
Finanzmittel an seine Kommunen 
daran ausrichten.

Bisher gibt es nur zwei Länder, die 
nach einer solchen Bedarfsanalyse 
Mittel an ihre Kommunen verteilen: 
Thüringen und Sachsen-Anhalt. 
Am 23.1.2014 referierten die Ge-
schäftsführer der Schwesterver-
bände aus Sachsen-Anhalt und 
Thüringen Jürgen Leindecker und 
Ralf Rusch auf Einladung von Ober-
bürgermeister Gerhard Möller, Prä-
sident unseres Verbandes, bei einer 
Fachkonferenz in Fulda.

Die Frage der hessischen Kommu-
nen lautet: Dienen uns die beiden 
Länder als Vorbilder? 

Nach dem Urteil des Staatsge-
richtshofs vom 21.5.2013 ist die Be-
darfsanalyse für die drei Felder der 
Finanzmittelverteilung maßgeblich: 
1. den vertikalen Finanzausgleich, 
 also die Höhe der Finanzaus-
 gleichsmasse,
2. die Verteilung der Finanzaus-
 gleichsmasse an Städte, Ge-
 meinden und Landkreise (1. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung),
3. die Höhe von Umlagen innerhalb 
 der kommunalen Ebene (2. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung).

Die beiden Länder Thüringen und 
Sachsen-Anhalt analysieren den 
kommunalen Bedarf. Sie nutzen die-
se Ergebnisse vor allem für die sog. 
vertikale Finanzmittelverteilung. Für 
die Verteilung der Mittel innerhalb 
der Kommunen spielt er eine unter-
geordnete Rolle.

Vertikaler Finanzausgleich in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt
Thüringen ermittelt seine Finanz-
ausgleichsmasse offensichtlich 

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – Vorbild für Hessen?

nach dem Start seines neuen Fi-
nanzausgleichssystems („Eintakt-
punkt“) nicht mehr nur aufgrund ei-
ner Bedarfsanalyse. Nicht allein der 
kommunale Bedarf, sondern der so 
genannte Partnerschaftsgrundsatz 
bestimmt künftig die Finanzaus-
gleichsmasse.

Sachsen-Anhalt arbeitet ersichtlich 
nach der Methode „Ausgabe = Be-
darf“, die wir auch für Hessen grund-
sätzlich für richtig halten (Hessen: 
„Ausgabe = (mindestens) Bedarf“).
Zu klären sein wird hier aber, ob der 
kommunale Bedarf die Leitschnur 
auch in den kommenden Jahren 
bleiben wird.
Richtschnur in Sachsen-Anhalt ist 
auch der Ausgabebedarf westli-
cher Vergleichsländer (Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein). Sachsen-Anhalt hat im 
Vergleich der „neuen“ Länder nach 
Gutachter-Meinung überdurch-
schnittlich hohe Aufwendungen und 
unterdurchschnittliche Erträge. Dies 
akzeptiert Sachen-Anhalts Gesetz-
geber nicht mehr mit Blick darauf, 
dass die im Zuge der Unterstützung 
der „neuen“ Länder geleisteten Zu-
weisungen zum Jahr 2020 auslaufen 
werden. 

Schlussfolgerungen für Hessen
Die Entscheidung des Hessischen 
Staatsgerichtshofs, der Finanz-
ausgleich müsse am Bedarf der 

Kommunen ausgerichtet sein, bie-
tet Hessens Kommunen grund-
sätzlich mehr Sicherheit in ihrer Fi-
nanzgestaltung. Die Aufteilung der 
Finanzmittel zwischen Land und 
Kommunen liegt in der Hand des 
Landesgesetzgebers. Daher ist es 
gut für die nicht zur Entscheidung 
berufenen Kommunen, wenn objek-
tive Kriterien das Land binden. 

Der hessische Staatsgerichtshof hat 
mit seinem Urteil aber mit der P icht 
des Landes zur Bedarfsermittlung 
einen Weg gewiesen, der dem Ge-
setzgeber eine – letztlich wieder vom 
Staatsgerichtshof selbst zu über-
prüfende – Leitlinie setzt.

Die verantwortlichen Gremien des 
Hessischen Städtetages sehen da-
her als richtig an, dass
• der kommunale Bedarf (mindes-
 tens) den kommunalen Ausgaben 
 gleichgesetzt ist,
• das Land als Gesetzgeber den 
 Beweis dafür anzutreten hat, dass 
 der Bedarf unterhalb der kommu-
 nalen Ausgabe liegt.

Der Bedarf als Kriterium ist folge-
richtig nicht nur „Eintaktpunkt“. Er 
sollte vielmehr Jahr für Jahr bestim-
mend sein für das Verhältnis der 
Finanzbeziehungen zwischen Land 
und Kommunen, konkret also für die 
Bestimmung der Finanzausgleichs-
masse. 

Konzentrierte Zuhörerschaft: Die Geschäftsführer Jürgen Leindecker (stehend, Städ-

te- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt) und Ralf Rusch (Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen, zwei Plätze weiter links) referierten auf Einladung von Präsident OB Ger-

hard Möller im Rahmen einer Fachtagung in Fulda

Finanzen
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Wiesbadens Stadtkämmerer Axel Imholz,

Stellvertretender Vorsitzender des Aus-

schusses für Finanzen und Wirtschaft im 

Hessischen Städtetag

Quelle der Daten: BMF; 

www.bundesfinanzminis-

terium.de/Content/DE/

Downloads/2016-10-14_

laenderhaushalte.pdf?__

publicationFile&v=3,  

Konferenz der Regie-

rungschefinnen und 

Regierungschefs von 

Bund und Ländern am 

14.10.2016 in Ber-

lin – Beschluss letzte 

Seite, zuletzt aufgerufen 

5.11.2016

Zeichnen der Tabelle und 

Berechnungen: HStT
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Hessen verzeichnet im Vergleich 
zu den meisten anderen Ländern 
bescheidene Zuwächse
im Länderfinanzausgleich.
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Aufkommensneutrale Grundsteuerreform?

(Ri) Ist es ein Ziel der Grundsteuerre-
form, diese aufkommensneutral zu 
gestalten? Mit dieser Frage befasste 
sich das Präsidium des Hessischen 
Städtetages in seiner Sitzung am 
24.11.2016. Hintergrund der Dis-
kussion ist die am 4.11.2016 vom 
Deutschen Bundesrat beschlosse-
ne Initiative zur Reform des Grund-
steuergesetzes. Ziel dieser Initiative 
von Hessen und Niedersachsen 
angestoßenen ist es, die Grund-
steuer wieder auf ein rechtssiche-
res Fundament zu stellen und somit 
die für Kommunen zentrale Finan-
zierungsquelle zu sichern. Dies ist 
auch dringlich, da ein wesentlicher 
Faktor für die Steuerhöhe – der Wert 
der Gebäude – auf über 50 Jahre 
alten Tatsachen beruht. Daher wird 
die Gefahr, dass das Bundesver-
fassungsgericht die Erhebung der 
Grundsteuer für verfassungswidrig 
erklärt von Jahr zu Jahr größer.

Aus kommunaler Perspektive ist 
es daher wichtig, dass die Grund-
steuer endlich reformiert wird. Mit 
einem Steueraufkommen von rund 
bundesweit 13,2 Milliarden Euro ist 
die Grundsteuer für die Städte und 
Gemeinden nicht hinweg zu denken. 
Allerdings ist nach Einschätzung 
des Präsidiums verfehlt, die Reform 
der Grundsteuer so eng mit dem Pa-
radigma der Aufkommensneutralität 
zu verbinden, wie es derzeit getan 
wird. Auch weiterhin muss allein vor 
Ort entschieden werden, ob eine Er-
höhung der Grundsteuerhebesätze 
notwendig ist. In einigen Städten 
und Gemeinden Hessens wird dar-
an – auch aufgrund des Drucks der 
Kommunalaufsicht und ständig zu-
sätzlich von Bund und Land übertra-
gener Aufgaben – kein Weg an der 
Erhöhung vorbei führen. Angesichts 
dieser Ausgangslage ist es nicht fair, 
wenn die Länder, bereits zehn Jahre 

im Voraus von Aufkommensneutra-
lität sprechen und den Schwarzen 
Peter für Erhöhungen damit der 
Kommunalpolitik zuschieben.

Die Beschlüsse des Deutschen 
Bundesrats umfassen aktuell 
zwei Gesetzentwürfe. Geändert 
werden soll zum einen das Bewer-
tungsgesetz. Dieser Gesetzent-
wurf sieht vor, alle rund 35 Millio-
nen Grundstücke und land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe neu 
zu bewerten. Das Bewertungs-
verfahren soll einerseits zentrale 
wertbildende Faktoren, wie den 
Grundstückswert berücksichti-
gen, andererseits aber einfach 
sein und mit Pauschalierungen 
arbeiten. Diese beiden Maßnah-
men tragen dazu bei, einerseits 
möglichst nah an den wirklichen 
Werten zu bleiben, andererseits 
das System so einfach zu halten, 
dass nicht erneut 53 Jahre zwi-
schen den Hauptfeststellungen 
vergehen.

Ein zweites Element ist eine Ände-
rung des Grundgesetzes. Dieses 

erlaubt Verankerung von länder-
spezifischen Messzahlen. Bislang 
wird der Wert des Grundstücks 
mit einer einheitlichen Messzahl 
multipliziert und sodann dem 
gemeindlichen Hebesatzrecht 
unterworfen. Zukünftig soll die 
Messzahl in jedem Land indivi-
duell festgelegt werden. Dies er-
möglicht es Bundesländern, bei 
denen die Grundstückswerte sehr 
stark gestiegen sind, den Anstieg 
der Grundsteuer zu bremsen. Un-
berührt bleibt das Hebesatzrecht 
der Städte und Gemeinden. Diese 
können und müssen weiterhin ei-
genverantwortlich festlegen, wie 
hoch die Steuer letztlich ausfällt. 

Erst wenn diese beiden Reform-
schritte erfolgt sind, soll der Ge-
setzentwurf zur eigentlichen Re-
form des Grundsteuergesetzes 
vorgelegt werden. Erst dann wird 
über Fragen wie die Ausnahme-

regelungen und die für den Voll-
zug geeignete Ausgestaltung des 
Grundsteuergesetzes zu spre-
chen sein.

Höchst unsicher ist allerdings, 
ob das jetzt vorgelegte Reform-
modell eine Mehrheit im Bundes-
tag findet. Im Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD ist 
festgeschrieben: Die Grundsteuer 
soll unter Beibehaltung des Hebe-
satzrechts der Kommunen schnell 
reformiert werden, wenn sich die 
Bundesländer auf eine Reform 
geeinigt haben. Genau diese Eini-
gung steht aber noch aus, da die 
Finanzministerkonferenz mit 14 zu 
2 Stimmen gegen den Willen des 
Freistaats Bayern und der Hanse-
stadt Hamburg entschieden hat. 
Daher ist es nicht ausgeschlos-
sen, dass auch dieser Versuch zur 
Reform der Grundsteuer letztlich 
im Sande verläuft. 

Die Reform der Grundsteuer
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Empfehlungen für die Verwendung von Fraktionsmitteln

(Ri) Aufgrund von § 26a Abs. 4 
HGO ist es den Kommunen in Hes-
sen möglich, den Fraktionen Mit-
tel für ihre Geschäftsführung zur 
Verfügung zu stellen. Von dieser 
Möglichkeit haben viele Kommu-
nen in Hessen Gebrauch gemacht. 
Allerdings ist die Verwendung der 
Fraktionsmittel vielfach umstrit-
ten. Um eine Orientierung über die 
möglichen und die nicht möglichen 
Verwendungszwecke zu bieten, 
hat die Arbeitsgemeinschaft der 
Rechnungsprüfungsamtsleiter/-
innen am 8.11.2016 eine neue Fas-
sung der Empfehlungen verabschie-
det. Über diese haben wir unsere 
Mitglieder mit Rundschreiben vom 
15.11.2016 informiert.

In welchen Städten erhalten 
die Fraktionen Mittel?
Voraussetzung für einen Anspruch 
auf Fraktionsmittel ist, dass die je-
weilige Stadt in ihrem Haushalt be-
schlossen hat, entsprechende Mittel 
zur Verfügung zu stellen. Fehlt es 
an entsprechenden Haushaltmit-
teln, besteht auch kein Anspruch 
auf Fraktionsmittel. Dies ergibt sich 
daraus, dass § 36a Abs. 4 HGO den 
Gemeinden ermöglicht Fraktionen 
Haushaltmittel zur eigenen Ver-
wendung zukommen zu lassen, den 
Fraktionen aber keinen Anspruch 
auf Mittel einräumt.

Wer hat Anspruch auf 
Fraktionsmittel?
Anspruch auf Fraktionsmittel haben 
nach § 35a Abs. 4 HGO allein Frak-
tionen. Wer Fraktion ist, bestimmt 
sich nach § 26a Abs. 1 HGO. Dem-
nach muss es sich – abgesehen von 
der Ausnahme des § 36b HGO – um 
eine Mehrzahl von Gemeindevertre-
tern handeln. Welche Personenzahl 
exakt für die Bildung einer Fraktion 
vorausgesetzt wird, wird in der Ge-
schäftsordnung der Stadtverordne-
tenversammlung geregelt.

Nach dem klaren Wortlaut des Ge-
setzes kommt die Zurverfügung-
stellung von Fraktionsmitteln an 

fraktionslose Gemeindevertreter 
nicht in Betracht. Dies ist auch nach-
vollziehbar, denn die Fraktionsmittel 
sollen nur den zusätzlichen Bedarf 
der Fraktionen bei der Organisation 
ihrer Willensbildung abbilden. Ge-
rade bei größeren Fraktionen ist es 
notwendig, durch Besprechungen, 
eine Geschäftsstelle oder z.B. eine 
Klausurtagung sicherzustellen, dass 
eine einheitliche Linie verfolgt wird. 
Diese Problematik stellt sich bei 
fraktionslosen Abgeordneten nicht.

Wie werden die Fraktionsmittel 
verteilt?
Über die Verteilung der Fraktions-
mittel entscheidet die Stadtverord-
netenversammlung. Sie kann dabei 
zwischen einem Sockelbetragsmo-
dell und einer degressiv-proportio-
nalen Regelung wählen. Dabei wird 
unter einem Sockelbetragsmodell 
verstanden, dass jede Fraktion ei-
nen Sockelbetrag und einen Betrag 
pro Mitglied erhält. Das degressiv-
proportionale Modell bedeutet, 
dass die ersten X Mitglieder einer 
Fraktion pro Kopf einen bestimm-
ten Betrag erhalten. Die nächsten 
X Mitglieder erhalten pro Kopf ei-
nen etwas geringeren Betrag usw. 
Beide Modelle tragen der Tatsache 
Rechnung, dass viele Aufwendun-
gen der Fraktionen unabhängig von 
der Größe anfallen. Zu denken ist 
beispielsweise an externe Referen-
ten bei einer Klausurtagung, deren 
Honorarhöhe nur selten von der Zahl 

der Zuhörer abhängt. Aus rechtli-
chen Gründen ist es hingegen nicht 
empfehlenswert, die Fraktionsmittel 
strickt proportional, also ein starrer 
Betrag pro Kopf, zu verteilen. Dies 
kann unter Umständen dem Urteil 
des undesverwaltungsgerichts vom 
5.7.2012 widersprechen. Welches 
Modell für die Bedürfnisse vor Ort 
angemessen ist, muss anhand der 
Bedarfslage der Fraktionen ent-
schieden werden. Dazu ist es wich-
tig, die Verwendungsnachweise und 
deren Prüfung im Auge zu behalten.

Wie können Fraktionsmittel 
verwendet werden?
Für welche Aufwendungen die Mittel 
genutzt werden können, ergibt sich 
aus der jeweils aktuellen Fassung 
der Empfehlungen. An dieser Stelle 
ist daher nur auf die beiden zent-
ralen Prinzipien hinzuweisen. Zum 
einen dürfen die Mittel nur für die 
Fraktionsarbeit verwendet werden. 
Daraus resultiert, dass es keinesfalls 
zu einer verdeckten Finanzierung 
der Parteiarbeit kommen darf. Dies 
ist besonders in der heißen Phase 
vor einem Wahlkampf wichtig, in 
der es nicht zulässig ist, auf Kosten 
der Fraktion Wahlkampf zu betrei-
ben. Zum anderen gilt auch für die 
Fraktionsmittel der Grundsatz der 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit. 
Daher werden grundsätzlich nur die 
für eine sparsame Fraktionsarbeit 
notwendigen Mittel finanziert. 
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Soziales 
und 
Integration

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Es wird derzeit über die Frage dis-
kutiert, inwieweit Sozialleistungen 
für EU-Zuwanderer gezahlt werden 
müssen. Die EU-Kommission hat 
dazu am 13. Januar 2014 einen Leit-
faden zur Freizügigkeit auf dem eu-
ropäischen Arbeitsmarkt veröffent-
licht. Nach EU-Recht muss immer 
dann eine individuelle Prüfung erfol-
gen, wenn Migranten aus anderen 
EU-Ländern nach einem dreimo-
natigen Aufenthalt Sozialleistungen 
verwehrt werden. 

Alle EU-Bürger haben durch die 
EU-Verträge das Recht auf Freizü-
gigkeit im Sinne des Art. 45 AEUV. 
Dazu gehört auch das Recht, in ei-
nem anderen Mitgliedstaat Arbeit zu 
suchen. In den ersten drei Monaten 
darf sich jeder EU-Bürger ohne Vor-
bedingungen in einem anderen EU-
Land aufhalten. Nach den ersten 
drei Monaten gelten je nach Status 
unterschiedliche Bedingungen:
• Arbeitnehmer und Selbstständige 
 sowie ihre direkten Familienange-
 hörigen haben ein Recht auf Auf-
 enthalt, das keinen Bedingungen 
 unterliegt.
• Arbeitsuchende haben – ohne 
 Bedingungen – sechs Mona-
 te oder sogar länger ein Recht auf 
 Aufenthalt, wenn sie im EU-
 Aufnahmeland weiter nach einer 
 Beschäftigung suchen und eine 
 „begründete Aussicht“ auf Arbeit 
 haben. 
• Studierende und andere Nichter-
 werbstätige (z. B. Arbeitslose, 
 Rentner) haben länger als drei Mo-
 nate ein Recht auf Aufenthalt, 
 wenn sie für sich selbst und ihre 
 Familie über genügend  nanzielle 
 Eigenmittel verfügen, so dass sie 
 für das Sozialsystem des EU-
 Aufnahmelandes keine Belastung 
 darstellen und eine Krankenversi-
 cherung haben.
Nach fünfjährigem ununterbro-
chenem rechtmäßigem Aufenthalt 
erwerben EU-Bürger und ihre Fa-
milienangehörigen das Recht auf 
Daueraufenthalt im Aufnahmemit-
gliedstaat.

Sozialleistungen für Zuwanderer – EU legt Leitfaden vor

In den ersten drei Monaten ihres Auf-
enthaltes sind deutsche Behörden 
nach dem europäischen Recht nicht 
verp ichtet, Sozialleistungen für Ar-
beitssuchende zu gewähren. Das 
Aufenthaltsrecht für EU-Ausländer 
hat dann seine Grenzen, wenn die 
Zuwanderer beschäftigungslos 
sind, keine Verwandten im Gastland 
haben und auch keine  nanziellen 
Mittel vorweisen können. Das EU-
Recht sieht Schutzbestimmungen 
vor, die den Missbrauch der Sozi-
alsysteme verhindern sollen. End-
gültige Rechtssicherheit herrscht 
jedoch erst nach Entscheidung des 
Verfahrens vor dem Europäischen 
Gerichtshof, in dem die deutsche 
Praxis überprüft wird. 

Beschäftigte und selbstständig 
Erwerbstätige haben in dem Land 
Anspruch auf Leistungen der sozi-
alen Sicherheit, in dem sie arbeiten. 
Nicht erwerbstätige Personen (z. B. 
Rentner, Studierende) sind in dem 
Mitgliedstaat ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts anspruchsberechtigt. 

Die Bestimmung des Mitgliedstaats 
des gewöhnlichen Aufenthalts ist 
auch wichtig für Personen, die in 
mehr als einem Mitgliedstaat er-
werbstätig sind. Bei der Bestim-

mung des gewöhnlichen Aufent-
halts gibt es bestimmte Kriterien, 
die berücksichtigt werden müssen, 
wie z. B.:
• familiäre Verhältnisse und familiä-
 re Bindungen,
• Dauer und Kontinuität des Aufent-
 halts im Hoheitsgebiet des betref-
 fenden Mitgliedstaats,
• Art und Merkmale der Erwerbs-
 tätigkeit (insbesondere der Ort, an 
 dem eine solche Tätigkeit in der 
 Regel ausgeübt wird, die Dauer-
 haftigkeit der Tätigkeit und die 
 Dauer des Arbeitsvertrags), 
• Ausübung einer nicht bezahlten 
 Tätigkeit,
• im Falle von Studierenden ihre 
 Einkommensquelle,
• Wohnsituation, insbesondere de-
 ren dauerhafter Charakter,
• Mitgliedstaat, der als der steuerli-
 che Wohnsitz der Person gilt,
• Gründe für den Wohnortwechsel,
• Wille der Person, wie er sich aus 
 sämtlichen Umständen erkennen 
 lässt, belegt durch tatsachenge-
 stützte Nachweise. 

Andere Fakten können ebenfalls be-
rücksichtigt werden, soweit sie rele-
vant sind. Darüber hinaus sieht der 
Leitfaden konkrete Beispiele und 
Hilfestellung vor.

Soziales 
und 
Integration
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Bund soll seine Reformen im 
Jugend- und Sozialbereich verschieben

(Hm) „Hessens Städte sprechen 
sich dafür aus, dass der Bund seine 
Reformvorhaben in der Kinder- und 
Jugendhilfe sowie bezüglich des 
Bundesteilhabegesetzes verschie-
ben sollte“, sagt der neu gewählte 
Vorsitzende des Ausschusses für 
Soziales und Integration des Hes-
sischen Städtetages, Stadtrat Axel 
Weiss-Thiel aus Hanau. „Mit den Re-
formvorhaben werden neue Schnitt-
stellen geschaffen, Personalbe-
darfe und Standards formuliert, die 
absehbar schon jetzt nicht erfüllt 
werden können. Zudem werden so 
viele neue Fragen aufgeworfen, die 
es zunächst gilt, zu klären. Wir sind 
uns im Ausschuss einig: Gründlich-
keit der Reform geht vor Schnellig-
keit. Die Städte in Hessen wollen ein 
modernes personenzentriertes Teil-
haberecht unter Berücksichtigung 
der Anliegen der VN-Behinderten-
rechtskonvention. Allerdings müs-
sen dafür die Rahmenbedingungen 
gut abgestimmt und Verfahren auch 
umsetzbar sein.“

Die Ressortabstimmungen der Bun-
desministerien für Finanzen, Ge-
sundheit, Kinder- und Jugendhilfe, 
Justiz und Soziales haben zum Teil 
jedoch noch gar nicht stattgefunden. 
„Es ist niemandem damit gedient, 
dass der Bund laufend Wunschpro-
gramme ins Gesetz schreibt, die we-
der mit den ausführenden Ländern 
und Kommunen qualifiziert abge-
stimmt sind, noch überhaupt kurz-
fristig umgesetzt werden können“, 
sagt Weiss-Thiel nach der Sitzung 
des Ausschusses am 2. November 
2016 in Rüsselsheim am Main. „Dies 
führt nur zu begründeten Erwar-
tungshaltungen bei den potentiell 
Leistungsberechtigten, die dann 
enttäuscht werden. Das sollten wir 
vermeiden.“

Bezüglich der Eingliederungsreform 
ist es auch nicht alleine damit getan, 
Personal vom Sozialamt in das Ju-
gendamt und/oder ein neu zu schaf-
fendes Amt nach dem Neunten Buch 
Sozialgesetzbuch umzusetzen. 

In Hessen besteht noch ein weite-
rer Regelungsbedarf: vor der Land-
tagswahl 2019 müsste sich Hessen 
Gedanken über die Zukunft des Lan-
deswohlfahrtsverbandes machen, 
denn die Unterscheidung zwischen 
stationären und ambulanten Hilfen 
sieht der Gesetzentwurf aus dem 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales nicht vor. 

„Wir bitten daher die hessischen 
Bundestagsabgeordneten sowie 
das Land Hessen darum, sich im 
Bundestag und im Bundesrat deut-
lich gegen die Reformen zum jetzi-
gen Zeitpunkt auszusprechen, sagt 
Weiss-Thiel. „Da auch die finanziel-
len Aspekte noch nicht oder nicht 
abschließend geklärt sind, steht zu 
befürchten, dass wieder erhebliche 
Konnexitätsstreitigkeiten zwischen 

Land und Kommunen zu erwarten 
sind. Auch die finanziellen Auswir-
kungen der Reformen müssen daher 
zwingend im Vorhinein unter allen 
Beteiligten besprochen und abge-
stimmt werden.“

Der Ausschuss für Soziales und 
Integration des Hessischen Städ-
tetages hatte sich in seiner ersten 
Sitzung nach der Neukonstituierung 
der Gremien nach der Kommunal-
wahl mit einer Vielzahl von weiteren 
Themen zu beschäftigen: Rahmen-
vereinbarung Integrationsplatz; 
hier: Gruppenreduzierung, Reform-
vorhaben SGB VIII, Unterhaltsvor-
schussgesetz – Reform 2017, Fa-
milienzentren, Fortschreibung der 
Pauschalbeträge in der Vollzeitpfle-
ge (§§ 33, 39 SGB VIII) für das Jahr 
2017, Neufassung der Fach- und 
Fördergrundsätze zum Landes-
programm „Sprachförderung im 
Kindergartenalter“, unbegleitete 
minderjährige Ausländerinnen und 
Ausländer (umA), Ombudsstelle für 
Kinder- und Jugendrechte in Hes-
sen, Aufnahme und Unterbringung 
von Flüchtlingen – aktuelle Ent-
wicklungen und Pauschalen nach 
dem Landesaufnahmegesetz, In-
tegration von Menschen mit Migra-
tionshintergrund, Umsetzung der 
Pflegereform in Hessen, Änderung 
des Hessischen Betreuungs- und 
Pflegeleistungsgesetzes, Auswei-
tung Pflegestützpunkte in Hessen, 
Bildungs- und Teilhabepaket; hier: 
Erhöhung der Pauschalen im Rah-
men einer Dynamisierung, Frauen-
häusern in Hessen, Änderung des 
Schulgesetzes mit Auswirkung auf 
die Kinder- und Jugendhilfe.

Der neu gewählte Vorsitzende des Aus-

schusses für Soziales und Integration des 

Hessischen Städtetages: Stadtrat Axel 

Weiss-Thiel, Hanau
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Hessischer Städtetag im Landtag: Gewaltprävention richtig – 
mehr Qualität bei ambulant betreuten Wohnformen sicherstellen

(Hm) In seinem Statement zu den 
Änderungen des Gesetzes über 
Betreuungs- und Pflegeleistungen 
im Sozial- und integrationspoliti-
schen Ausschuss des Hessischen 
Landtages hat der Hessische Städ-
tetag durch Referatsleiter Micha-
el Hofmeister die Regelungen zur 
Gewaltprävention begrüßt, aber die 
Einbeziehung aller ambulant betreu-
ten Wohnformen in das Gesetz an-
gemahnt.

Den Städten ist es ein großes Anlie-
gen, dass die Gewaltprävention ein 
noch stärkeres Gewicht bekommt. 
Dies sehen sie in den jetzt vorgese-
henen §§ 7, 8 HGBP NEU erfüllt.

Die Städte vermissen allerdings eine 
inhaltlich umfassende Ausweitung 
der Zuständigkeiten auf zeitgemäße 
Wohnformen von älteren Menschen, 

die ggfs. auch pflegebedürftig sind 
und ambulant versorgt und / oder 
betreut werden. 

Aus Sicht der Städte sollte deswe-
gen der Geltungsbereich dieses 
Gesetzes von der reinen Zuständig-
keitsprüfung im Hinblick auf weitge-
hend selbstorganisiertes / selbstbe-
stimmtes Wohnen auf alle Formen 
des ambulant betreuten Wohnens 
erweitert werden. 

Hintergrund ist die zunehmende 
Zahl von ambulant betreuten Wohn-
gemeinschaften, z. T. im Umfeld 
ambulanter Pflegedienste, für die 
keinerlei Standards formuliert oder 
festgelegt sind und von denen die 
Sozialhilfeträger oftmals nur „zufäl-
lig“ erfahren, wenn ein/e Bewohner/
in auf Leistungen nach dem SGB XII 
angewiesen ist. 

Die Einflussmöglichkeiten sind in 
diesen Fällen extrem begrenzt. 
Grundsätzlich wünschen sich die 
Städte deswegen, dass die Betreu-
ungs- und Pflegeaufsicht Regelprü-
fungen vornehmen kann, und dass 
als Basis hierfür entsprechende 
Standards entwickelt werden. Dies 
dient im Besonderen der Gewähr-
leistung der Qualität der Betreuung 
in (Pflege-)Wohngemeinschaften. 
Die vorgesehene Anlassprüfung 
im § 14 Abs. 1 Satz 2 HGBP-NEU  
reicht dafür nicht aus. Die Städte 
nehmen vermehrt Qualitätseinbu-
ßen, auch Betrügereien, gerade 
auch bei ambulanten Pflegediensten 
wahr. Hier brauchen die zuständigen 
Behörden richtige Handlungs- und 
Eingriffsmöglichkeiten zur richtigen 
Zeit.

Das Ambulant Betreute Wohnen 
ist eine wichtige Hilfe für Men-
schen mit Behinderungen im 
Sinne des Inklusionsgedankens. 
Menschen mit Behinderungen ha-
ben dank dieser Wohnformen die 
Möglichkeit, ein selbstbestimm-
tes und eigenverantwortliches Le-
ben in der Mitte der Gemeinschaft 
zu führen.

Das Ambulant Betreute Wohnen 
können folgende Personen in An-
spruch nehmen:
•	 Menschen mit wesentlicher  
	 geistiger Behinderung und / oder
•	 Menschen mit wesentlicher  
	 körperlicher Behinderung.

Voraussetzung ist, dass die Be-
troffenen vorübergehend, auf län-
gere Zeit oder auf Dauer nicht in 
der Lage sind, ihr Leben selbstän-
dig zu führen, und dass sie nicht 
in anderen Wohnformen oder 
durch andere ambulante Angebo- 

te angemessen versorgt werden 
können. Einen stationären Betreu-
ungsbedarf haben die Personen 
nicht.

In ambulant betreuten Wohnfor-
men werden die Bewohner insbe-
sondere in den folgenden Lebens-
bereichen individuell betreut und 
unterstützt:
•	 Umgang mit den Auswirkun- 
	 gen der jeweiligen Behinderung
•	 Selbstversorgung und Alltags- 
	 bewältigung
•	 Teilhabe am Leben in der Ge- 
	 meinschaft
•	 Tages- und Freizeitgestaltung
•	 Aufnahme und Gestaltung 
	 sozialer Beziehungen
•	 Konflikt- und Krisenbewältigung
•	 Förderung der weitest gehen- 
	 den Unabhängigkeit von Be- 
	 treuung
•	 Teilhabe am Arbeitsleben (Er- 
	 werbstätigkeit, Ausbildung, Be- 
	 schäftigung, geeignete Tages- 
	 struktur)

•	 Hilfeplanung und Koordinie- 
	 rung

Die Betreuung der behinderten 
Menschen kann in unterschied-
licher Form erfolgen, z. B. in per-
sönlichen Kontakten, Gesprächs-
angeboten, Telefonkontakten, 
Begleitung, Mithilfe, Anleitung, 
Übung, Beratung u.v.m. Wichtig 
ist auch die Zusammenarbeit mit 
anderen Diensten und Institutio-
nen. Die Intensität der Betreuung 
richtet sich nach dem individu-
ell festgestellten Hilfebedarf der 
Menschen mit Behinderungen.

Die Betreuung erfolgt im häusli-
chen Umfeld im Rahmen von fol-
genden Wohnangeboten:
–– Ambulant Betreutes Einzel- 

	 wohnen
–– Betreute Wohngemeinschaften
–– Betreutes Wohnen in Familien
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Gucken statt ducken – 
wieder erfolgreiche Präventionswoche in Korbach

(Hm) Seit Jahrzehnten findet in der 
Hansestadt Korbach eine Präven-
tionswoche statt. Unter dem Motto 
„Gucken statt ducken“ kommt alles 
zusammen, was Rang und Namen 
hat, was Ideen und kreative Vor-
schläge gewinnbringend beisteuert 
und was haupt- und ehrenamtlich 
in Waldeck-Frankenberg arbeitet 
und sich engagiert. Bürgermeister 
Klaus Friedrich konnte deswegen 
auch Frau Staatsministerin Kühne-
Hörmann und weitere illustre Gäste 
zur Eröffnung begrüßen. Den fach-
lichen Part übernahm diesmal der 
Hessische Städtetag. Referatsleiter 
Michael Hofmeister hielt einen Vor-
trag zum Thema „Aktuelle Integrati-
onspolitik – Herausforderungen und 
Handlungsfelder“ und stellte sich 
der anschließenden Diskussion. 

Im Asylkonvent des Landes sind sich 
alle Akteure einig: Flüchtlingspolitik 
wird als Teil integrativer Sozialpolitik 
verstanden. Das Ziel integrativer So-
zialpolitik muss sein, Regelsysteme 
zu stärken. Damit die Schnittstellen 
zwischen Behörden, Haupt- und 

Ehrenamtlichen und Flüchtlingen 
exzellent stimmen und funktionie-
ren leistet die Präventionswoche in 
Korbach dazu einen wesentlichen 
Beitrag. Die kreisangehörige Han-
sestadt Korbach übernimmt die Fe-
derführung in diesem wesentlichen 
Bereich der Vernetzung und Abstim-
mung. Das ist landesweit heraus-
ragend und wird zur Nachahmung 
dringend empfohlen.

Im Anschluss an die Eröffnungsver-
anstaltung fanden fünf Thementi-
sche zu folgenden Themen statt:
–– Bürgerschaftliches Engagement,  

	 Sport, Freizeit,
–– Ausbildung und Beruf,
–– Bildung und Schule,
–– Wertevermittlung sowie
–– Kommunen und Verwaltung.
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Seit Jahrzehnten erfolgreich: die Präven-

tionswoche in Korbach

Zukunftsfeste Konzepte zur Förderung des 
Miteinanders der Generationen ausgezeichnet

(Hm) Erneut haben einige Mitglied-
städte des Hessischen Städtetages 
den Wettbewerb des Hessischen 
Ministeriums für Soziales und Inte-
gration „Aktion Generation – Loka-
le Familien stärken“ gewonnen. Die 
Nase vorn hatte diesmal die Stadt 
Melsungen mit ihrem Projekt „Mel-
sungen ist engagiert für alle Genera-
tionen.“, die in diesem Bereich schon 
seit Jahren Vorreiter und Vorbild da-
rin ist, eine Vielzahl von Einzelmaß-
nahmen für mehrere Zielgruppen 
zu bündeln, die Generationen zu 
vernetzen und mit einem ganzheit-
lichen Blick zu einer zukunftsfes-
ten und nachhaltigen kommunalen 
Struktur aufzubauen. Staatsminister 
Stefan Grüttner konnte dem sicht-
lich stolzen Bürgermeister der Stadt, 
Markus Boucsein, deswegen das 
Preisgeld in Höhe von 20.000 EUR 
übergeben. Scherzend stellte er 
fest, dass die Bürger der Stadt wohl 

so engagiert seien, dass – anders als 
bei den anderen Preisträgern – nur 
der Bürgermeister in die Landes-
hauptstadt gekommen sei. 

Grundidee des Wettbewerbs ist das 
Miteinander der Generationen. Auf-
bauend auf den kommunalen Struk-
turen soll das Konzept Angebote und 
Hilfen auf haupt- und ehrenamtlicher 
Ebene vor Ort aufgreifen, ggfs. neu 

und effektiver ausrichten und intelli-
gent miteinander vernetzen. 

In Hessen ist bereits eine Vielzahl 
von Einzelmaßnahmen entstanden, 
die oft einzelne Zielgruppen im Blick 
haben, so z. B. Senioren- und Gene-
rationenprojekte, Engagementlot-
sen, Freiwilligendienste, Mehrgene-
rationenhäuser, Demenzbegleiter, 
Alltagshilfen für Senioren, Paten-
schaften für Kinder, Fahrdienste, 
kulturelle und sportliche Angebote, 
Wohnberatungsstellen, generati-
onenübergreifende Wohnprojekte 
oder auch lokale Leitstellen Älter-
werden. Diese Angebote sollen – wo 
möglich und sinnvoll – miteinander 
verknüpft werden. 
Mit einem weiteren Preisgeld wur-
den Taunusstein und Wiesbaden 
bedacht. Ehrenamtliche Stadträtin 
Gaby Wolf und Johannes Weber für 
das Amt für Soziale Arbeit der Lan-
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Bildung, 
Kinder 
und Jugend

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Änderungen des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) in Kraft getreten

Am 1. Januar 2014 sind die Ände-
rungen des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) 
in Kraft getreten. Das Gesetz greift 
zwei von drei wesentlichen Forde-
rungen des Hessischen Städte-
tages auf: Zusammenführung der 
Fördertatbestände und Umstellung 
der platz- auf die kindbezogene För-
derung. Darüber hinaus führt das 
Gesetz Qualitätspauschalen unter 
anderem für die Durchführung des 
Bildungs- und Erziehungsplanes 
ein. Dies wird ebenfalls von den 
Städten und Gemeinden in Hessen 
begrüßt. Der Gesetzentwurf über-
nimmt die bisherigen Mindeststan-
dards und hinterlegt sie mit einem 
durch das Urteil des Staatsgerichts-
hofes vom 6. Juni 2012 notwendigen 
Kostenausgleich, sieht aber für die 
anderen Aufgaben keine wesentli-
chen originären Landesmittel vor. 
Dies bedauert der Hessische Städ-
tetag, da die bundesgesetzlich vor-
gesehene Aufgaben stetig anwach-
sen.

Investitions- und Betriebskosten 
werden weiter zu einem ganz über-
wiegenden Teil durch die Städte 
und Gemeinden getragen. Dabei 
haben sowohl Bund und Land we-
gen der Übertragung einer p ichti-
gen Selbstverwaltungsaufgabe eine 
konnexitäre Kostentragungsp icht 
als auch die freien Träger nach § 74 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB VIII eine 
angemessene Eigenleistung zu er-
bringen. Letztere braucht nicht aus-
schließlich aus Geld zu bestehen, 
wenn der Träger nach seiner Struk-
tur zur Bereitstellung nennenswerter 
Geldmittel nicht in der Lage ist und 
ihm auch keine besonderen Einnah-
men aus Spenden und Sammlungen 
zur Verfügung stehen. Im Allgemei-
nen ist eine Eigenleistung zwischen 
15 und 25 % der entstehenden Ge-
samtkosten angemessen. Dies hat 
das Bundesverwaltungsgericht in 
einem Urteil vor kurzem in ständiger 
Rechtsprechung erneut bekräftigt: 

BVerwG, Urteil vom 17.7.2009 – 5 C 
25/08 –. Ein Drittel der Platzkosten 
können bzw. sollen grundsätzlich 
die Eltern durch Gebühren und Bei-
träge aufbringen. Eltern, die sich die 
Betreuungsgebühren nicht leisten 
können, können einen Antrag bei 
dem zuständigen Jugendhilfeträger 
nach § 90 SGB VIII stellen.

Das Gesetz regelt des Weiteren un-
ter anderem die Mindeststandards 
zur Gewährleistung des Kindes-
wohls in Tageseinrichtungen in den 
§§ 25a bis 25d HKJGB neu. Gleich-
zeitig wird mit dem Ziel der Redu-
zierung des Verwaltungsaufwandes 
eine Rahmenbetriebserlaubnis ein-
geführt.

Nicht in jedem Fall muss am 1. Ja-
nuar 2014 eine neue Rahmenbe-
triebserlaubnis beantragt werden. 
Vielmehr kann mit einer gültigen 
Betriebserlaubnis weiter gearbeitet 
werden, jedenfalls bis zum Ende der 
Übergangsfrist am 1. September 
2015 (§ 57 Abs. 1 HKJGB).

Mit der Einführung der Rahmenbe-
triebserlaubnis im Sinne eines grö-
ßeren Gestaltungsspielraums des 

Trägers steigt die Bedeutung der 
bestehenden Meldep ichten der 
Träger gegenüber den zuständigen 
Jugendämtern gemäß § 47 Ach-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
VIII), § 15 Hessisches Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB). 
Dabei ist hervorzuheben, dass sich 
der Umfang der derzeit bestehen-
den Meldep ichten mit dem neuen 
Betriebserlaubnisverfahren nicht 
verändert hat, vielmehr wurde durch 
das Bundeskinderschutzgesetz in 
§ 47 SGB VIII nunmehr ausdrück-
lich geregelt, dass sog. „besonde-
re Vorkommnisse“ unverzüglich zu 
melden sind. Ergänzend wird darauf 
hingewiesen, dass es in Verantwor-
tung des Jugendamtes zu entschei-
den ist, ob, wie es § 47 SGB VIII 
verlangt, jede Personaländerung zu 
melden ist. Über die Meldep ichten 
nach § 47 SGB VIII hinaus muss, da-
mit das zuständige Jugendamt ge-
mäß § 15 HKJGB überprüfen kann, 
ob die Voraussetzungen für die Be-
triebserlaubnis auch im laufenden 
Betrieb weiterhin vorliegen, der Trä-
ger in der jährlichen Meldung nach 
§ 47 SGB VIII auch Angaben über 
das Alter und die Betreuungszeit der 
betreuten Kinder machen.

Bildung, 
Kinder 
und Jugend
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Änderungen zum Unterhaltsvorschussgesetz 
zum 1. Januar 2017 nicht umsetzbar

(Hm) Beiläufig, als ob es sich um die 
redaktionelle Änderung eines Zei-
chenfehlers in einer Gesetzesvorla-
ge handelt, verkündet die Ministerin 
Manuela Schwesig, dass der Unter-
haltsvorschuss unbegrenzt für Min-
derjährige bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres ausgezahlt werden 
soll. Die Altersgrenze soll also von der 
Vollendung des 12. Lebensjahres auf 
die Vollendung des 18. Lebensjahres 
angehoben werden. Die Bezugsdau-
ergrenze (bisher max. 72 Monate) soll 
abgeschafft werden. Außerdem sei 
eine Vereinfachung und Verbesse-
rung des Kinderzuschlags vorgese-
hen. Unter anderem soll der Kinder-
zuschlag ab 1. Januar 2017 um zehn 
Euro von derzeit 160 Euro auf dann 
170 Euro im Monat angehoben wer-
den. Die Änderungen sollen schon 
zum 1. Januar 2017 in Kraft treten. 

So geht es nicht mehr weiter
Es ist wie immer in diesem Ministe-
rium: die Finanzierung ist noch völlig 
ungeklärt und es liegt zudem auch 
noch kein Referentenentwurf der 
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Verwaltung vor, aber die Ministerin 
geht schon einmal an die Presse und 
„zwitschert“ per Tweet durchs Land, 
dass in drei Monaten die Umsetzung 
der Änderungen ansteht. Den Minis-
terpräsidenten „schiebt“ man dann 
ohne deren Wissen die „kleine“ Ma-
terie bei einer Sitzung, in der es um 
ganz andere Fragen geht, unter. Sie 
verständigen sich, nehmen aber im-
merhin den Zusatz auf, dass mit den 
Finanzministern noch zu sprechen 

sei: „Zu den finanziellen Belastungen 
der Länder besteht noch Beratungs-
bedarf mit dem Bund.“

Für die Städte in Hessen bedeutet 
dieses Vorhaben eine Verdopplung 
bis Verdreifachung ihres Personals 
in den Jugendämtern (Unterhaltsvor-
schusskassen) und Jobcentern. Da 
sich – die Änderungen werden mut-
maßlich am 16. Dezember 2016 den 
Bundesrat als letzter Zusatz in einem 

deshauptstadt sowie Bürgermeister 
Sandro Zehner (Taunusstein) und 
eine Vielzahl von Niederlibbachern 
konnten jeweils einen Scheck in Höhe 
von 10.000 EUR in Empfang nehmen.

Das Preisgeld kann in Wiesbaden 
gewinnbringend für das Projekt „Wir 
für den Gräselberg! – Netzwerk En-
gagement“ eingesetzt werden. Der 
in den 60er-Jahren des vorigen Jahr-
hunderts entstandene Stadtteil ist als 
eine der ersten Siedlungen des sozi-
alen Wohnungsbaus heute ein Stadt-
teil mit hohen sozialen Bedarfslagen. 
Existenzsicherungsquote, Anteil der 
Geringverdiener und Arbeitslosen-
quote sind gegenüber den anderen 
Stadtteilen enorm hoch. Das Projekt 
verfolgt folgende Ziele: Vernetzung 
von engagierten Einzelnen und be-
stehenden Initiativen, Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements, 
aktivierende Ansprache von Stadt-
teilbewohnern, generationsübergrei-
fende Ansätze, Ermöglichung der 
Selbstorganisation. Wie immer wird 
das Projekt von mehreren Ämtern 
der Stadtverwaltung getragen: Sozi-
al- und Jugendamt z. B. arbeiten hier 
Hand in Hand. Auf diese Weise kann 
das Projekt zum landesweiten Nach-
ahmen einladen. 

Auch Taunusstein-Niederlibbach 
kann das Preisgeld gut gebrau-
chen: Ausgehend von einem Dorfer-
neuerungsprogramm sollen alle 
Handlungsebenen, haupt- wie ne-
benamtlich, vernetzt und auf das 
gemeinsame Ziel „Erhalt und Steige-
rung der Wohn- und Lebensqualität“ 
ausgerichtet werden. Die sozialen, 
kulturellen und wirtschaftlichen Ge-

gebenheiten sollen erhalten und aus-
gebaut, die dörfliche Identität dabei 
gestärkt und die bürgerschaftlichen 
Aktivitäten gefördert und unterstützt 
werden. Das soziale Gefüge und die 
Aktivitäten der Vereine und Gruppen 
sollen noch besser vernetzt werden. 
Dabei ist die Pflege des historischen 
Brauchtums im Stadtteil genauso 
ein Anliegen wie die Mitarbeit an der 
Bau- und Grüngestaltung. Wie wich-
tig es ist, dass auch die Kirche im 
Dorf bleibt und durch ihren Pfarrer 
engagiert mitarbeitet, wird auch hier 
wieder einmal deutlich.
 
Der Hessische Städtetag war durch 
Michael Hofmeister in der Jury ver-
treten, die eine Auswahl aus 46 Pro-
jekten treffen musste.
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Artikelgesetz zur Umsetzung der 
EU-Amtshilferichtlinie passieren – so 
schnell und noch dazu über Weih-
nachten kein qualifiziertes Personal 
finden lässt, werden die Erwartungen 
der potentiellen Antragsteller wieder 
einmal mehr als enttäuscht. Zugleich 
dürfen sich die Mitarbeiter in den 
Städten auf erhebliche Mehrarbeit 
nach den Weihnachtsferien freuen.

Damit wird deutlich, dass weder die 
Finanzierung im Verhältnis Bund-
Länder, noch die Verteilung innerhalb 
Hessens von 2017 bis 2020 geregelt 
ist. Die Städte wären also wieder ein-
mal Ausfallbürgen für die fehlende 
Finanzausstattung durch Bund und 
Land. In den Bedarfsrechnungen 
des Kommunalen Finanzausgleichs 
kommen diese zusätzlichen Ausga-
ben ebenfalls nicht vor und werden 
– jedenfalls das Jahr 2017 betreffend 
– auch nicht nachholend ausgegli-
chen. Alleine deswegen sollte eine 
solche Reform nicht innerhalb weni-

ger Monate Bundestag und Länder-
parlamente passieren.

Bei den Betroffenen wird es sich 
nach den Schätzungen eines Ins-
titutes zu 87 % um Fälle paralleler 
Bezieher von SGB II-Leistungen 
handeln. Dies wird auch für die neu-
en Fälle angenommen. Aufgrund der 
Nachrangigkeit von SGB II- und SGB 
XII-Leistungen verfehlt das Gesetz 
seine Wirkung. Vielmehr führt es 
weiterhin bei bestehenden paralle-
len Ansprüchen zu einem doppelten 
Verwaltungsaufwand, da vor dem 
SGB II-Anspruch Leistungen nach 
dem UVG zu beantragen sind. Ggf. 
wird die SGB II-Behörde zwar leisten, 
aber selbst Anträge auf Leistungen 
stellen und Kostenerstattung geltend 
machen.
Aufgrund der erwarteten Fallzahlen in 
Hessen (rund 8.000) wird der Rück-
griff zudem mutmaßlich zum Erliegen 
kommen.

Daher haben die Städte im Aus-
schuss für Soziales und Integration 
des Hessischen Städtetages in ihrer 
110. Sitzung am 2. November 2016 in 
Rüsselsheim am Main dem Vorhaben 
von Ministerin Schwesig auch eine 
klare Absage zum jetzigen Zeitpunkt 
erteilt. 

Wann endlich verständigt man sich 
bundesweit darauf, dass Gesetzes-
vorhaben wieder in ordnungsge-
mäßen Verfahren abgestimmt und 
durchgeführt werden sowie Um-
setzungsszenarien vorher bedacht 
werden. Diese Schnellschüsse zur 
Selbstverwirklichung einzelner Mi-
nisterinnen, Fraktionen und/oder 
Parteien verwirren und enttäuschen 
Bürger, produzieren Unmut, Verwir-
rung und erhebliche Kosten in den 
Verwaltungen und stehen einer ord-
nungsgemäßen administrativen Ab-
wicklung sowie einer dringend not-
wendigen Rechtsklarheit diametral 
entgegen.

Neues Urlaubsrecht für die Beamtinnen und Beamten in Sicht

(Ba) Das Urlaubsrecht für die Be-
amtinnen und Beamten hat in den 
letzten Jahren immer wieder Ände-
rungen erfahren. So wurden die ver-
schiedenen Regelungsbedarfe, die 
durch höchstrichterliche Entschei-
dungen und europarechtliche Vor-
gaben entstanden sind, aufgegriffen 
und in die Hessische Urlaubsverord-
nung implementiert. 

Ein weiteres Mal soll die Hessische 
Urlaubsverordnung nun an aktuel-
le Bedarfe angepasst werden. So 
sollen mit dem, dem Hessischen 
Städtetag vorliegenden, Verord-
nungsentwurf insbesondere die 
Anforderungen zur Umrechnung 
des Urlaubs bei Reduzierung der 
Arbeitszeit im laufenden Urlaubs-
jahr, zum Übertragungszeitraum für 
krankheitsbedingt nicht genomme-
nen europarechtlichen Mindestur-
laub sowie zur Abgeltung von euro-
parechtlichem Mindesturlaub, der 
vor Beendigung des Beamtenver-

hältnisses nicht genommen werden 
konnte, berücksichtigt werden.

Der Anspruch auf Abgeltung von 
Urlaub besteht nach der Rechtspre-
chung unmittelbar aufgrund Art. 7 
Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG. Er 
soll nun in der Hessischen Urlaubs-
verordnung ausdrücklich normiert 
und der Übertragungszeitraum für 
krankheitsbedingt nicht genomme-
nen Urlaub auf 15 Monate festgelegt 
werden.

Des Weiteren soll Urlaub, der vor ei-
ner Reduzierung der Arbeitszeit aus 
dienstlichen Gründen oder wegen 
Dienstunfähigkeit tatsächlich nicht 
genommen werden konnte, nicht 
mehr auf die neue Arbeitszeit umge-
rechnet werden. Der Verordnungs-
entwurf sieht ferner die Erhöhung 
des Urlaubsanspruchs von Beam-
tinnen und Beamten im Vorberei-
tungsdienst von 27 auf 28 Tage vor 
sowie eine Regelung für einen Tag 
Sonderurlaub bei besonderem eh-
renamtlichem Engagement. 

©
 a

nd
ha

ll,
 F

ot
ol

ia

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte

Beamtinnen und Beamte, die das 
40. Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, erhalten zukünftig mehr Ur-
laub. Dies folgt aus der neuen Hes-
sischen Urlaubsverordnung, die am 
24. Dezember 2013 in Kraft getreten 
ist.

Das Bundesarbeitsgericht hat mit 
Urteil vom 20. März 2012 (9 AZR 
529/10) für den Arbeitnehmerbe-
reich entschieden, dass eine Staf-
felung der Urlaubsdauer ab dem 30. 
und dem 40. Lebensjahr gegen das 
Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz verstößt. Somit bedurfte es 
einer Änderung der Hessischen Ur-
laubsverordnung. 

Nunmehr sieht § 5 HUrlVO einen 
Urlaubsanspruch von 30 Arbeitsta-
gen für Beamtinnen und Beamte vor, 
deren regelmäßige Arbeitszeit auf 
fünf Tage in der Kalenderwoche ver-
teilt ist. Bislang hatten Beamtinnen 
und Beamte bis zum 30. Lebens-
jahr einen Urlaubsanspruch von 
26 Arbeitstagen und Beamtinnen 
und Beamte bis zum 40. Lebens-

jahr einen Urlaubsanspruch von 
29 Arbeitstagen. Anwärterinnen und 
Anwärter sowie Referendarinnen 
und Referendare erhalten nunmehr 
einen Urlaubsanspruch von 27 Ar-
beitstagen.

Zudem sind Bestandsschutz- und 
Hineinwachsensregelungen für die 
vorhandenen Beamtinnen und Be-
amten vorgesehen. So behalten Be-
amtinnen und Beamte, die bereits ei-

nen Urlaubsanspruch von 33 Tagen 
erworben haben, diesen Anspruch 
weiterhin (Bestandsschutz). Beam-
tinnen und Beamte bis einschließ-
lich Jahrgang 1969 erhalten ab dem 
Erreichen des 50. Lebensjahres 33 
Urlaubstage. Zudem wurde eine 
Rechtsgrundlage für die Nachge-
währung von Urlaubstagen für die 
Kalenderjahre 2011, 2012 und 2013 
für die unter 40-jährigen Beamtin-
nen und Beamten geschaffen.
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Nach dem Willen der schwarz-grü-
nen Koalition soll es eine weitere 
Novelle der Hessischen Gemeinde-
ordnung geben. Mit dem Ziel, noch 
mehr unmittelbare Bürgerbeteili-
gung zu erreichen, sollen die Rege-
lungen zum Bürgerbegehren über-
arbeitet werden. Angedacht ist die 
Herabsenkung des Zustimmungs-
quorums beim Bürgerentscheid von 
bisher 25 % auf 15 % der Stimmbe-
rechtigten. Der Gesetzesänderung 
soll eine Evaluation der kommunalen 
Erfahrungen zu Bürgerbegehren vo-
rausgehen.
Die Koalitionspartner beschreiten 
den richtigen Weg, sofern sie vor ei-
ner weiteren Novelle der Hessischen 
Gemeindeordnung die kommuna-
len Erfahrungen zu den zurücklie-
genden Änderungen der Kommu-

nalverfassung berücksichtigen. Zu 
belegen ist, ob die Staffelung des 
Einleitungsquorums bei Bürgerbe-
gehren nach Größenordnung der 
Städte tatsächlich zu einer Erhö-
hung erfolgreicher Bürgerentschei-
de geführt hat. Eingehend wird zu 
untersuchen sein, welche Wirkung 
eine Senkung des Zustimmungs-
quorums für das Ehrenamt hat. Die 
Bedeutung einer ehrenamtlich täti-
gen Stadtverordnetenversammlung 

wird in Frage gestellt, sofern deren 
Entscheidung durch 15 % der wahl-
berechtigten Bevölkerung aufgeho-
ben oder ersetzt werden kann. 
Auch die repräsentative Demo-
kratie auf lokaler Ebene ist schüt-
zenswertes Gut. Die Ausübung des 
ehrenamtlichen Mandats als Ge-
meindevertreter oder Mitglied des 
Magistrats ist durch Wahl legitimier-
te Bürgerbeteiligung. 

Noch mehr unmittelbare Demokratie?
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Gastbeitrag SV SparkassenVersicherung Holding AG:
Erhöhen Sie die Attraktivität Ihrer Kommune bei gleichzeitiger Kosten-
optimierung - mit einem innovativen betrieblichen Gesamtversorgungssystem.

Felix Melzer, Bachelor of Arts (B.A.) BWL – Versicherung, Vertriebsreferent

Die Herausforderungen für Sie als 
Dienstherr sind vielfältiger denn je: 
Zum einen in turbulenten Zeiten als 
Kommune zu bestehen, zum ande-
ren gilt es, die qualifizierten Bediens-
teten nachhaltig an die Kommune 
zu binden. Der demographische 
Wandel und der damit verbundene 
Fachkräftemangel fordern auch von 
öffentlichen Arbeitgebern neue Anre-
gungen. Qualifiziertes Personal wird 
heutzutage nicht mehr allein durch 
attraktives Gehalt an Ihre Kommune 
gebunden. Zunehmend wichtiger 
werden innovative Vergütungsmo-
delle, neben den klassischen Vergü-
tungssystemen, die den Nettolohn 
durch zusätzliche Sozialleistungen 
optimieren. Im modernen Perso-
nalmanagement werden diese Net-
tolohnbausteine häufig zu einem 
ganzheitlichen Versorgungskonzept 
ausgebaut.

Die Sparkassen-Finanzgruppe bietet 
Ihnen gemeinsam mit der SV Spar-
kassenVersicherung/SV bAV Con-
sulting GmbH hierfür das betriebli-
che Gesamtversorgungssystem an. 
Dieser Ansatz beinhaltet für Sie die 
interessante Möglichkeit, Ihren Be-
diensteten einen steuerlich geförder-
ten Versorgungslohn zusätzlich zum 
reinen Arbeitsentgelt zu zahlen. Hier-
durch verschaffen Sie sich einen ent-
scheidenden Vorteil im Wettbewerb, 
um gute Mitarbeiter an sich zu binden 
und neues qualifiziertes Personal zu 
rekrutieren. Als ganzheitliches Sys-
tem werden die betrieblichen Ver-
sorgungsleistungen direkt an das 
Beschäftigungsverhältnis in Ihrem 
Hause gekoppelt und damit zu einem 
strategischen Instrument für Ihre Per-
sonalentwicklung.

Das betriebliche Gesamtversor-
gungssystem umfasst folgende 
Kernelemente:
•	 Betriebliche Altersvorsorge (bAV)  
	 (Mitarbeiterbindung und Absiche- 

	 rung des Lebensstandards im Al- 
	 ter inkl. Berücksichtigung mögli- 
	 cher Wechselwirkungen zur Zu- 
	 satzversorgungskasse)
•	 Betriebliche Berufsunfähigkeits- 
	 versicherung (ohne Gesundheits- 
	 prüfung unter bestimmten Prämis- 
	 sen möglich)
•	 Zeitwertkonten (Steuerung der De- 
	 mographie: Vorruhestandspla- 
	 nung und Gestaltung der Lebens- 
	 arbeitszeit)
•	 Betriebliche Unfallversicherung  
	 (unterstützt und sichert das verän- 
	 derte Freizeitverhalten der Mitar- 
	 beiter)
•	 Betriebliche Krankenversicherung  
	 (Erhalt gesunder Mitarbeiter, Re- 
	 aktion auf gesteigerte Gesund- 
	 heitskosten und Einschränkun- 
	 gen der Leistungen der gesetzli- 
	 chen Krankenversicherung)

Über die Sparkassen-Finanzgrup-
pe erhalten Sie alle Dienstleistun-
gen aus einer Hand
Sie entscheiden über die Zusatzleis-
tungen, die Sie Ihren Bediensteten 
anbieten möchten. Wir kümmern uns 
um die Ausgestaltung, die Implemen-
tierung, die Administration sowie die 
Nachbetreuung Ihres betrieblichen 
Gesamtversorgungssystems. Sie 
erhalten alle notwendigen Dokumen-
te sowie eine Betriebsvereinbarung 
bzw. Versorgungsordnung. Für die 
qualifizierte Kommunikation in Ihrer 
Kommune übernehmen wir Bera-
tungsleistungen und unterstützen Sie 
bei Informationsveranstaltungen so-
wie Neueinstellungen. Des Weiteren 

kümmern wir uns um eine laufende 
Betreuung Ihrer Arbeitnehmer und 
informieren rechtzeitig über künftige 
gesetzliche Gegebenheiten.

Die Vorteile für Sie als Dienstherr
•	 Lösung demographischer Heraus- 
	 forderungen
•	 Attraktive steuerliche Fördermög- 
	 lichkeiten
•	 Lukrative Konditionen über den  
	 Gruppenvertragsvorteil
•	 Erhöhte Bindung und Motivation  
	 Ihrer Bediensteten
•	 Die Beiträge sind als Betriebsaus- 
	 gaben absetzbar
•	 Attraktives Angebot in der Mitar- 
	 beitergewinnung

Die Vorteile für Ihre Bediensteten
•	 Finanzierung oder Beteiligung  
	 durch Sie als Dienstherr
•	 Ergänzung der gesetzlichen Leis- 
	 tungen
•	 Die betriebliche Altersvorsorge  
	 durch Entgeltumwandlung ist eine  
	 hochrentable Form der Altersvor- 
	 sorge
•	 Eine Aufnahme ohne Gesundheits- 
	 prüfung in die betriebliche Berufs- 
	 unfähigkeitsversicherung ist unter  
	 bestimmten Prämissen möglich
•	 Aufnahme ohne Gesundheitsprü- 
	 fung und ohne Wartezeiten bei Ar- 
	 beitgebervollfinanzierung in der  
	 betrieblichen Krankenversiche- 
	 rung
•	 Gehaltserhöhung mit sofort erleb- 
	 barem Mehrwert

Die Implementierung des betriebli-
chen Gesamtversorgungssystems 
in Ihre Kommune ist eine richtige 
und wichtige Zukunftsinvestition. Als 
ganzheitliches System werden die 
betrieblichen Versorgungsleistungen 
zu einem strategischen Instrument 
für Ihre Personalentwicklung, mit 
dem Sie als Arbeitgeber auf dem Ar-
beitsmarkt erfolgreich agieren kön-
nen.

Die Versorgung für Ihre Arbeitnehmer 
aus einer Hand – das kommunale 
Gesamtversorgungssystem über die SV.

Sparkassen-Finanzgruppe
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Städtetag fordert Toilettenanlagen 
nicht nur bei Alkoholausschank

(Oe) Das Hessische Gaststättenge-
setz von 2012 tritt zum 31.12.2016 
außer Kraft. Eine Verpflichtung zur 
Vorhaltung von Gästetoiletten be-
steht derzeit nicht, nur bei Versamm-
lungsstätten für über 200 Personen. 
Der Hessische Gesetzgeber war 
2012 unter dem Überbegriff „Dere-
gulierung“ der Meinung, der Markt 
würde das schon regeln. Er tat es 
nicht.
Der Hessische Städtetag hat im 
Rahmen des sog. Beteiligungsver-
fahrens seit der Evaluation 2014 
und Gesetzentwürfen des Wirt-
schaftsministeriums und der Lan-
desregierung in vier Stellungnah-
men fachlichen Änderungsbedarf 
vorgetragen, der im Wesentlichen 
auch berücksichtigt wurde. Der 
Städtetag hat aber immer gefordert, 
dass in Gaststätten Toilettenanla-
gen vorgehalten werden müssen. 
Wie aus der Vollzugspraxis berich-
tet wurde, wägen Betreiber in neu-

en Geschäftsmodellen Kosten und 
Nutzen scharf ab und nicht selten 
bleiben Toilettenanlagen außen vor. 
Regelte der vom Wirtschaftsminis-
terium überarbeitete Gaststättenge-
setzentwurf im Januar 2016 noch in 
§ 11 Abs. 5 HGastG die Vorhaltung 
einer „ausreichenden Zahl“ von Toi- 
lettenanlagen, wurde diese Materie 
im Gesetzentwurf im Juni 2016 in 
§ 39 der Hessischen Bauordnung 
aufgenommen (Ltg.Drs. 19/3739): 
Für zukünftige Vorhaben muss eine 
„ausreichende Anzahl“ von Gäste-
toilettenanlagen bereit gestellt wer-
den. Nach der Ermächtigung in § 80 
Abs.1 Satz 1 Nr. 1a HBO-Entwurf 
können konkretere Vorgaben lan-
deseinheitlich auch in einer Rechts-
verordnung geregelt werden. 
Allerdings nur soweit Alkoholaus-
schank erfolgt. 
Für die Vollzugspraxis - und sicher-
lich auch für Gaststättenbesucher 
und die Hygiene im Umfeld - ist 

nicht nachvollziehbar, aus welchem 
Grund bei der Abgabe von Spei-
sen und alkoholfreien Getränken 
zum Verzehr an Ort und Stelle keine 
Gästetoiletten bereitgestellt werden 
sollen. Auch dort kann es zu einer 
längeren Verweildauer kommen 
und die Kontrolle, ob nicht doch 
Alkohol ausgeschenkt wird, ist für 
die Ordnungsbehörden nicht ein-
fach. Dieses menschliche Bedürfnis 
besteht ungeachtet der Frage, ob 
eine Person alkoholhaltige oder al-
koholfreie Getränke sowie Speisen 
zu sich nimmt. Manch ein Gast wird 
seine Notdurft im „Freien“ verrich-
ten und entsprechende Anwohner-
beschwerden liegen in den großen 
Städten bereits vor. 
Der Hessische Städtetag hat des-
halb in der Landtagsanhörung am 
10. November 2016 gefordert, in  
§ 39 Abs. 2 HBO des Gesetzentwur-
fes die Einschränkung „Alkoholaus-
schank“ zu streichen.

„Ab in die Mitte! Die Innenstadtoffensive Hessen“ –
Start des Wettbewerbs 2017

(Sl) Zum fünfzehnten Mal startet der 
Wettbewerb „Ab in die Mitte! Die 
Innenstadt-Offensive Hessen“ in 
eine neue Runde, diesmal unter dem 
Motto „ Mein Herz schlägt regional“.

Der Landeswettbewerb „Ab in die 
Mitte!“ bietet eine Plattform für Ide-
en und Aktionen zur Stärkung der 
Innenstädte. Im Sommer 2017 sol-
len die hessischen Innenstädte und 
Ortskerne zu einem Zuhause für 
regionale Produkte, lokale Schätze 
und Originale werden, die eine Stadt 
und Region auszeichnen. Beispiels-
weise können Märkte für regionale 
Produkte organisiert werden oder 
leerstehende Ladenlokale mit Köst-
lichkeiten aus der Heimat wieder-
belebt werden. Auch Projekte, die 

sich mit dem Urlaub in der Region 
beschäftigen oder dazu motivieren, 
die Innenstadt per Fahrrad zu entde-
cken, sind bei „Ab in die Mitte!“ 2017 
ausdrücklich erwünscht. 

Einsendeschluss für die Bewerbun-
gen ist der 9. Februar 2017. Auch 
dieses Jahr stehen wieder insge-
samt rund 160.000 € für Projekte 

zur Vitalisierung von Innenstädten 
und Ortskernen zur Verfügung. Eine 
unabhängige Jury wird die Wett-
bewerbsbeiträge prüfen und die 
Kommunen und privaten Initiativen 
auswählen, die eine Förderung für 
die Umsetzung ihrer Projektideen 
erhalten sollen. 

2016 haben u.a. die Städte Melsun-
gen und Gernsheim zu den glückli-
chen kommunalen Preisträgern ge-
zählt, 2015 waren es u.a. die Städte 
Dietzenbach und Kassel. 

Weitere Informationen zu „Ab in 
die Mitte! Die Innenstadt-Offensive 
Hessen“ sowie die Bewerbungsun-
terlagen finden Sie unter 
www.abindiemitte-hessen.de. 
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Der neue Koalitionsvertrag – 
ein Blick auf den Bereich Verkehr und ÖPNV 

Drei Monate nach der Landtags-
wahl in Hessen haben die jetzigen 
Regierungsparteien ihren Koaliti-
onsvertrag für die 19. Legislatur-
periode vorgestellt. Darin wird das 
Thema „Mobilität“ als eines der zen-
tralen Zukunftsthemen bezeichnet. 
Schwerpunkte in diesem Abschnitt 
sind u. a. die Themen Nachhaltig-
keit des Verkehrs, die Sicherung des 
öffentlichen Personennahverkehrs, 
Flughafen und Lärmschutz. 

Hervorzuheben ist, dass die Koa-
litionspartner neben allgemeinen 
Programmansätzen auch konkrete 
Maßnahmen ansprechen. So be-
steht im Bereich ÖPNV die Überle-
gung, ein Schülerticket einzuführen. 
Dieses soll das ganze Jahr über eine 
einfache Nutzung von Bussen und 
Bahnen für Schülerinnen und Schü-
ler auf dem Weg zur Schule, aber 
auch im Freizeitverkehr gewährleis-
ten. Dazu soll zunächst evaluiert 

werden, welche Mittel zurzeit für die 
Schülerbeförderung von den Kom-
munen und dem Land Hessen aus-
gegeben werden. Danach soll ent-
schieden werden, ob eine Änderung 
des Schulgesetzes für den Bereich 
der Schülerbeförderung erfolgt und 
welcher Preis für das Schülerticket 
eingeführt werden kann. 

Im Bereich der Verkehrs nanzierung 
besteht Einigkeit, dass die Ent ech-
tungsmittel (Landesmittel nach dem 
bisherigen GVFG) für den ÖPNV und 
den kommunalen Straßenbau ge-
bunden werden. Auf Bundesebene 
möchten sich die Koalitionspartner 
für eine Fortführung der Ent ech-
tungsmittel über 2019 hinaus einset-
zen. 

Die Nachhaltigkeit soll u.a. durch 
Maßnahmen im Bereich des Schie-
nenverkehrs und eine Erhöhung des 
Anteil des Radverkehrs bis 2020 ge-
fördert werden.

Wirtschaft
und 
Verkehr
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Schilder „Radarkontrolle“ können abmontiert werden

Das Ende kam dann schnell. Mit 
zwei Sätzen hat der neue Hessi-
sche Verkehrsminister am 30.1.2014 
die Anordnung seines Vorgängers 
Rentsch vom 25.7.2013 aufgehoben; 
die Kommunen können in eigener 
Zuständigkeit entscheiden, ob die 
aufgestellten Schilder bleiben. Der 
Hessische Städtetag hatte in einem 
regen Schriftwechsel mit dem Ver-
kehrsministerium die unterschied-
lichen rechtlichen Positionen aus-
getauscht. Ein Gespräch nach der 
Landtagswahl mit dem damaligen 
Staatssekretär, dem Präsidenten 
des Städtetags und der Geschäfts-
stelle führte zu einem „Stillhalte-
Abkommen“. Zuletzt hatte eine be-
auftragte Bonner Anwaltskanzlei in 
seinem 40-seitigen Rechtsgutach-

ten dem Verkehrsminister rechtmä-
ßiges Handeln bescheinigt. Deren 
Rechtsansicht konnte der Städ-
tetag nicht teilen. Das landesweit 
angeordnete Zusatzzeichen (§ 39 
Abs. 3 StVO)  ndet keine Rechts-
grundlage. Nur die in der StVO ab-
gebildeten Verkehrszeichen dürfen 
verwendet werden oder solche, die 
das für Verkehr zuständige Bun-
desministerium nach Anhörung der 
zuständigen obersten Landesbe-
hörden im amtlichen Katalog der 
Verkehrszeichen im Verkehrsblatt 
zulässt. In der Verkehrsminister-
konferenz im April 2013 war Minis-
ter Rentsch damit gescheitert, § 23 
Abs. 1b StVO zu streichen und Ra-
darwarngeräte zuzulassen. 
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Muth & Partner
Wirtschaftsprüfer · Steuerberater · rechtsanwälte mbB

w w w.mu t h - p ar t n e r.d e
Muth & Partner mbB · rangstraße 5 · 36037 Fulda · tel. (06 61) 97 36 - 0 · Fax  (06 61) 97 36 - 750 · info@muth-partner.de

Öffentlich-rechtliche Verfahren und Projekte sind in 
der Regel komplex und bedürfen einer maßgeschnei-
derten und hochspezialisierten Beratung.
Um langwierige Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, 
ist es von großer Bedeutung, rechtssichere, interes-
sengerechte und wirtschaftlich tragfähige Lösungen 
zu erarbeiten.

Die Experten der Kanzlei Muth & Partner verfü-
gen insbesondere im Bereich des öffentlichen Wirt-
schaftsrechts über einen reichen Erfahrungsschatz 
und über zahlreiche einschlägige Referenzen.
Bei der rechtlichen und betriebswirtschaftlichen Be-
gleitung entsprechender Projekte stehen wir Ihnen 
als verlässlicher Partner zur Seite.

Ihre Experten für das
Öffentliche Wirtschaftsrecht

Fulda · erfurt · Meiningen

UnSERE ExPERtISE
Die Kanzlei Muth & Partner berät in allen Phasen 
von Projekten mit Bezug zum öffentlichen Wirt-
schaftsrecht in den folgenden tätigkeitsbereichen: 
• Verwaltungsrecht
• Verwaltungsverfahrens- und prozessrecht 
• Kommunalrecht und kommunales 

Wirtschaftsrecht 
• Öffentliches und privates Baurecht
• Gesellschafts- und Umwandlungsrecht 
• Anstaltsrecht 
• Steuerrecht und kommunales Abgabenrecht
• Beihilferecht und Subventionsrecht 
• Vergaberecht 
• Energierecht
• Umweltrecht 
• Vertragsrecht 
• Modell- und Planungsrechnungen
• Finanzierungskonzepte

UnSER BERAtUnGSAnSAtz
Die beratenden Berufsträger verfolgen einen praktischen, 
lösungsorientierten ansatz. unsere Berater haben weitrei-
chende erfahrung auf den für die Beratung der öffentlichen 
hand relevanten rechtsgebieten. hierdurch sind wir uns 
stets auch der wirtschaftlichen Bedeutung von öffentlich-
rechtlichen anforderungen bewusst. Dabei bleibt unsere 
Sprache selbst bei komplexen Fällen für Sie verständlich. 
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Land beteiligt sich an Finanzierung des ÖPNV

(Sw) Am 22. November 2016 haben 
die Verkehrsverbünde RMV, NVV 
und VRN sowie das Land Hessen die 
Vereinbarungen zur Finanzierung des 
ÖPNV in den Jahren 2017 bis 2021 
unterzeichnet. Damit stehen in Hes-
sen für den Betrieb von Bussen und 
Bahnen in den kommenden fünf Jah-
ren rund vier Milliarden Euro bereit.

Der Unterzeichnung waren Verhand-
lungen auch mit den hessischen 
kommunalen Spitzenverbänden vor- 
ausgegangen. Denn neben den Re-
gionalisierungsmitteln des Bundes 
und dem originären Landesgeld-
anteil erhalten die Verbünde künf-
tig auch eine höhere Summe aus 
dem kommunalen Finanzausgleich 
(KFA). Die kommunalen Spitzenver-
bände haben dieser zusätzlichen 
Belastung des KFA um insgesamt 
105 Millionen Euro in den nächsten 
fünf Jahren nur unter der Bedingung 
zugestimmt, dass auch das Land 
sich in nennenswertem Umfang an 
der ÖPNV-Finanzierung beteiligt. 

Denn obwohl dem Land Mitspra-
cherechte zustehen, hat es in den 

vergangenen Jahren keinen eigenen 
Beitrag zur ÖPNV-Finanzierung ge-
leistet. 

Die Finanzierung in den Jahren 2017 
bis 2021 setzt sich wie folgt zusam-
men:

1.	 Regionalisierungsmittel des
 	 Bundes: 3,13 Milliarden Euro 
2.	 Kommunaler Finanzausgleich
	 (KFA): 712,25 Mio. Euro 
3.	 Zusätzliche Mittel aus dem 	
	 Landeshaushalt: 124 Mio. Euro

Mit dem nun gefundenen Kompro-
miss erfüllt das Land eine Forde-

rung, die der Hessische Städtetag 
bereits seit mehreren Jahren erhebt. 
Zudem schafft er in den nächsten 
Jahren Planungssicherheit für die 
von den Kommunen getragenen 
Verkehrsverbünde. 
Spätestens ab 2020 wird der Hes-
sische Städtetag das Thema je-
doch wieder aufgreifen. Es wird zu 
klären sein, ob der KFA überhaupt 
ordnungspolitisch der richtige Ort 
zur Verbundfinanzierung ist und ob 
der KFA weiter als „Steinbruch“ zur 
Finanzierung des ÖPNV eingesetzt 
werden soll.

124
587

Zusammensetzung ÖPNV-Finanzierung

in Mio. Euro 

Regionalisierungs-
mittel

3133

Mittel des 
Landes Hessen

712

Kommunaler 
Finanzausgleich (KFA)

2616

2017 – 2021 

2010 – 2014 
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Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen

Ein hessisches E-Government-Ge-
setz (Hess-EGovG) sollte notwen-
dige rechtliche Grundlagen für die 
digitale Verwaltung schaffen.

Am 25.7.2013 ist das (Bundes-)
“Gesetz zur Förderung der elek-
tronischen Verwaltung sowie zur 
Änderung weiterer Vorschriften – 
E-Government-Gesetz (EGovG)“ 
verkündet worden. Das Gesetz soll 
die rechtliche Grundlage für die di-
gitale Verwaltung schaffen. Damit 
liegen nun weitere Möglichkeiten 
vor, die Verwaltung grundlegend 
und durchgängig auf elektronische 
Geschäftsprozesse umzustellen, 
denn das Gesetz betrifft grundsätz-
lich alle Verwaltungsbereiche. Ziel 
des EGovG ist es, durch den Abbau 
bundesrechtlicher Hindernisse die 
elektronische Kommunikation mit 
der Verwaltung zu erleichtern. Das 
Gesetz soll dadurch Bund, Ländern 
und Kommunen ermöglichen, einfa-
chere, nutzerfreundlichere und ef -
zientere elektronische Verwaltungs-
dienste anzubieten.

• Das Bundesgesetz wurde bisher 
 allseits positiv bewertet.
• Ein eventuelles Gesetz zur Aus-
 führung des EGovG auf Landes-
 ebene muss sich auf die rechtlich 
 notwendigen Bedingungen zur
 Unterstützung für ein wirksames 

 Ebenen übergreifendes E-
 Government beschränken, um zur 
 Umsetzung von E-Government 
 den kommunalen Verwaltungen 
 genügend Spielraum zu belassen.
• Wie in den vergangenen Jahren 
 in Hessen praktiziert, bedarf es für 
 eine erfolgreiche Zusammenar-
 beit im E-Government des Wil-
 lens, das Ziel der Verwaltungs-
 modernisierung gemeinsam zu 
 erreichen. Dazu bedarf es aller-
 dings verlässliche Ansprechpart-
 ner, wie der bisherige CIO einer 
 war und der dieses Amt über-
 nehmende Finanzminister, Tho-
 mas Schäfer, hoffentlich einer sein 
 wird. In Hessen sind wir bisher 
 ohne einen kommunalen Landes-
 pakt „Masterplan“ weit vorange-
 kommen. 
• Bei möglichen Weiterungen durch 
 das Land bei der elektronisch vor-
 gegebenen Durchführung von
 Weisungs- und Auftragsange-
 legenheiten ist der Grundsatz der 
 Konnexität zu beachten.

Zukünftig sollte es daher mit den 
durch ein Hess-EGovG vorgesehe-
nen Instrumenten möglich werden, 
Verwaltungsvorgänge durchgängig 
elektronisch anzustoßen (Antrag, 
Eingabe, Anfrage), zu bearbeiten 
und abzuschließen (Bescheid, Ent-
scheidung, Verwaltungsakt).

Das (Bundes-)EGovG unterscheidet 
zwischen Behörden des Bundes 
und der Länder und Kommunen. 
Einige Vorschriften verp ichten nur 
die Behörden des Bundes. Konkret 
gilt das z. B. für die verp ichtende 
Zugangseröffnung für De-Mail und 
den neuen Personalausweis. Das 
EGovG gilt für die Kommunen, wenn 
sie Bundesrecht ausführen und die 
jeweilige Vorschrift in ihrem Anwen-
dungsbereich nicht explizit auf Bun-
desbehörden beschränkt ist. In die-
sem Fall sind kommunale Behörden 
verp ichtet, elektronische Bezahl-
möglichkeiten einzurichten (Art. 1
§ 4 EGovG) und ab dem 1.7.2014 
einen elektronischen Zugang zu 
eröffnen (Art. 1 § 2 EGovG). Dabei 
sind mit dem Vorhandensein eines 
E-Mail-Postfaches und der Internet-
Bekanntgabe einer Bankverbin-
dung, über die Zahlungen online 
abgewickelt werden können, den 
Anforderungen des Gesetzes zu-
nächst Genüge getan. 

Das Bundesgesetz regelt daher 
nicht die vollständige Ausgestaltung 
elektronischer Verwaltung in den 
Ländern, sondern setzt allein infra-
strukturelle Mindeststandards. So-
weit das Gesetz nur die Behörden 
des Bundes verp ichtet, ist die frei-
willige Übernahme dieser Standards 
durch Länder und Kommunen je-
doch ausdrücklich erwünscht und in 
einigen Ländern auch beabsichtigt.

Eine Differenzierung der Umset-
zung für das Land einerseits und 
die Kommunen andererseits sollte 
aus Kostengründen und im Interes-
se der Bürgerinnen und Bürger und 
der Wirtschaft unbedingt verhindert 
werden.

Die Kommunen sind aufgeru-
fen, notwendige Bausteine einer 
E-Government-Rahmenplanung zu 
nennen. 

Umwelt,
Bau und
Planung

Elektronische Verwaltung
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Interview mit Frau Staatsministerin Priska Hinz 
zu FSC-Zertifizierung

Die Hessische Landesregierung hat 
in ihrem Koalitionsvertrag verein-
bart, bis Anfang 2016 die Hälfte der 
hessischen Forstämter nach den 
Standards des Forest Stewardship 
Council (FSC) zu zertifizieren. Seit 
Februar 2016 tragen 21 der 41 Forst-
ämter das FSC-Siegel. Auch Privat- 
und Kommunalwaldbesitzer können 
ihre Flächen FSC-zertifizieren las-
sen. Das Land Hessen unterstützt 
sie dabei auch finanziell. Umweltmi-
nisterin Priska Hinz erklärt im Inter-
view, warum sich eine nachhaltige 
Holzwirtschaft in Hessen auch für 
die Kommunen lohnt.

Frau Staatsministerin Hinz, warum 
sollte eine Kommune an der FSC-
Zertifizierung teilnehmen?
Priska Hinz: Eine nachhaltige 
Waldbewirtschaftung leistet einen 
wichtigen Beitrag zum Erhalt der 
biologischen Vielfalt. Dazu gehört 
zum Beispiel, mehr Habitatbäume 
auszuweisen, die einen wichtigen 
Lebensraum für Fledermäuse oder 
Vögel darstellen. Entscheidet sich 
also eine Kommune für die FSC-
Zertifizierung, trägt sie nicht nur zum 
Erhalt der Biodiversität bei, sondern 
dokumentiert auch sichtbar gegen-
über Bürgerinnen und Bürgern so-
wie Holzkäuferinnen und -käufern, 

dass sie es mit nachhaltiger Wald-
bewirtschaftung ernst meint: Denn 
die Einhaltung der ökologischen, 
ökonomischen und sozialen Stan-
dards in der Waldbewirtschaftung 

Umweltministerin Priska Hinz
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wird von unabhängigen Gutachtern 
kontrolliert.

Der FSC-Standard schreibt vor, 
dass ein Anteil von fünf Prozent 
der zertifizierten Fläche perma-
nent aus der Bewirtschaftung 
rausgenommen werden muss. 
Was bedeutet das?
Priska Hinz: Die Zertifizierung des 
Stadtwaldes nach den Richtlinien 
des FSC fordert die Ausweisung von 
so genannten „Referenzflächen“ 
auf fünf Prozent der Waldfläche. 
Referenzflächen sind von direkten 
menschlichen Eingriffen ungestörte 
Lern- und Vergleichsflächen. Hier 
wird der Lebensraum und die Res-
source Wald sich selbst überlassen. 
Das bedeutet, dass keine Bäume 
gefällt werden oder Totholz aus dem 
Wald rausgeholt wird. Das ist wich-
tig, denn es schafft Lebensraum für 
viele Kleinstlebewesen und Pilze.

Welche wirtschaftlichen Auswir-
kungen haben diese stillgelegten 
Flächen?
Priska Hinz: Auf den Flächen findet 
mit Ausnahme von Verkehrssiche-
rungsarbeiten kein Holzeinschlag 
mehr statt. Die Einnahmen aus dem 
Holzverkauf verringern sich daher in 

der Regel. Bei entsprechender na-
turschutzfachlicher Eignung können 
die Flächen als Ökokonto beantragt 
und aus dem Verkauf Einnahmen er-
zielt werden.

Welche Vorteile hat die FSC-Zerti-
fizierung?
Priska Hinz: Zunächst einmal geht 
es darum, den Wald als Ressource 
und Lebensraum zu schützen und 
damit auch einen Beitrag zum Erhalt 
der Artenvielfalt, zum Klimaschutz 
und zum Naturschutz im Wald zu 
liefern. So ist zum Beispiel der Ein-
satz von Pflanzenschutzmitteln nur 
noch nach behördlicher Anordnung 
als letztes Mittel erlaubt – das schont 
das Ökosystem. Das FSC-Zertifikat 
ist außerdem ein international aner-
kanntes Zertifikat, das den Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern mehr 
Sicherheit bei seiner Kaufentschei-
dung für Holzprodukte gibt. 

Welche Unterstützung bietet das 
Land den Kommunen an?
Priska Hinz: Wir helfen den Kom-
munen nicht nur beim Verfahren 
selbst, sondern übernehmen auch 
einen Großteil der Kosten: Sofern 
mehrere Kommunen in einem staat-
lichen Forstamt nach FSC zertifi-

ziert werden möchten, kann das 
zuständige Forstamt die Leitung 
einer nichtstaatlichen FSC-Gruppe 
als Dienstleistung des Landesbe-
triebs Hessen-Forst anbieten. Wenn 
Kommunen Interesse daran haben, 
können sie auf das Forstamt zuge-
hen, um die näheren Modalitäten, 
also die Aufgaben und Pflichten der 
Gruppenmitglieder, zu klären. Die 
Kosten werden dann über einen Flä-
chenschlüssel umgelegt. Außerdem 
unterstützt das Land die Kosten der 
FSC-Zertifizierung im Rahmen der 
forstlichen Förderung auch finanzi-
ell. Kosten für das Erstaudit können 
bis zu 80 Prozent erstattet werden.

Was muss eine Kommune ganz 
konkret tun, wenn sie ihren Wald 
FSC-zertifizieren möchte?
Priska Hinz: Sie sucht eine Zertifi-
zierungsgesellschaft aus, die den 
Auftrag erhält, die Zertifizierung 
durchzuführen. Auch das die Kom-
mune betreuende Forstamt berät 
die Kommune gerne zur FSC-Zer-
tifizierung. Ich ermuntere die Kom-
munen, das Angebot des Landes 
anzunehmen: Denn der Erhalt der 
Biodiversität im Wald ist eine Ge-
meinschaftsaufgabe. 

Bau- und Planungsausschuss des Hessischen Städtetages
sieht Nachbesserungsbedarf bei der geplanten BauGB-Novelle
(Sl) Bei seiner ersten Zusammenkunft 
in der neuen Wahlperiode hat der 
Bau- und Planungsausschuss des 
Hessischen Städtetages in neuer Zu-
sammensetzung Herrn Bürgermeis-
ter Sandro Zehner aus Taunusstein 
zum neuen Vorsitzenden und Frau 
Bürgermeisterin Gerda Weigel-Grei-
lich aus Gießen zur neuen stellvertre-
tenden Vorsitzenden des Bau- und 
Planungsausschusses gewählt.

Eines der Schwerpunkthemen der 
Sitzung war die anstehende Novelle 
des BauGB auf Bundesebene. Die 
Mitglieder des Bau- und Planungs-
ausschusses des Hessischen Städ-
tetages begrüßen Teile der geplanten 

Novelle des Baugesetzbuches wie 
z.B. das Bestreben, das Zusammen-
leben in der Stadt durch eine bes-
sere Vereinbarkeit von Wohnen und 
Gewerbe zu stärken. Die Einführung 
eines neuen Baugebietes in den Ka- 

talog der BauNVO in Form des „Ur-
banen Gebietes“ soll insbesondere in 
innerstädtischen Lagen die Planung 
eines „funktionsgemischten Gebiets 
der kurzen Wege“ erleichtern. Es 
sieht daher – auch zur Vermeidung 
und Reduzierung von Verkehr und zur 
Förderung eines lebendigen öffentli-
chen Raums – eine räumliche Nähe 
von wichtigen Funktionen wie Woh-
nen, Arbeiten, Versorgung, Bildung, 
Kultur und Erholung vor, die aber 
nicht notwendig gleichgewichtig vor-
handen sein müssen. Gleichzeitig 
soll in diesem Gebiet eine stärkere 
Verdichtung ermöglicht werden.
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Insgesamt sehen die Städte aber 
noch Nachbesserungsbedarf. Die 
Städte kritisieren, dass die geplante 
Einschränkung des beschleunigten 
Verfahrens in § 13a BauGB den ur-
sprünglichen Zielen des Gesetzge-
bers widerspricht, Planungen von 
Vorhaben zur Stärkung der Innen-
entwicklungen zu beschleunigen. 
Die geplante Änderung des § 13a 
BauGB sieht ein generelles Erforder-
nis einer Vorprüfung des Einzelfalls 
bei Planungen nach § 13a BauGB vor 
und stellt damit ein erhebliches Er-
schwernis für die planenden Kommu-
nen dar. Auch die Notwendigkeit der 
Änderung erschließt sich aufgrund 
der Tatsache, dass bereits nach der 
geltenden Rechtslage Umweltbelan-
ge geprüft werden und auch europa-
rechtliche Vorgaben der jetzigen Fas-
sung nicht entgegenstehen, nicht. 

Angesichts der weit verbreiteten In-
formationszugänge auf kommunaler 
Ebene, lehnen die Teilnehmer auch 
die geplante Verpflichtung ab, Un-
terlagen der Bauleitplanung in einem 
zentralen Landesportal zugänglich 
zu machen. Eine solche Verpflichtung 

Reform im Bereich der Unterschwellenvergabe

(Sl) Im Frühjahr diesen Jahres hat 
das Vergaberecht im Oberschwel-
lenbereich eine neue Struktur be-
kommen. Damit verbunden waren 
Änderungen der Systematik der an-
zuwendenden Rechtsvorschriften, 
wie z. B. der Wegfall der VOF oder 
der EG-VOL/A, aber auch inhaltliche 
Neuerungen - wie die Wahlmöglich-
keit zwischen dem offenen Verfah- 
ren und dem nicht offenen Verfah-
ren, das stets einen Teilnahmewett-
bewerb erfordert, oder die teilweise 
Kodifizierung der EuGH-Recht-
sprechung zur Inhouse-Vergabe -  
hat die Novelle mit sich gebracht. 

Um die Erleichterungen und damit 
auch die Flexibilität, die die Vor-
schriften für das Oberschwellenver-
gaberecht brachten, nun auch bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge für 

Liefer- und Dienstleistungsaufträge 
unterhalb der europäischen Schwel-
lenwerte nutzen zu können, arbeitet 
das Bundeswirtschaftsministerium 
(BMWi) derzeit an einer neuen 
Verfahrensordnung für die Vergabe 
öffentlicher Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträge unterhalb der EU-
Schwellenwerte (UVgO). Diese Ver-
fahrensordnung soll die bisherige 
Vergabe- und Vertragsordnung für 
Leistungen (VOL) Teil A 1. Abschnitt 
ablösen. 

Im Rahmen der vom BMWi durch-
geführten Anhörung zum UVgO-
Entwurf haben die kommunalen 
Spitzenverbände auf Bundesebene 
Stellung bezogen und unterstrichen, 
dass sinnvolle Regelungen aus dem 
Oberschwellenbereich, die zusätzli-
chen Gestaltungsspielraum und Fle-

xibilität bringen, auch auf das Unter-
schwellenvergaberecht übertragen 
werden sollten.

Mit Blick auf die Bindungswirkung ist 
festzuhalten, dass es sich bei dem 
Entwurf um eine Verfahrensordnung 
und nicht um eine Rechtsverordnung 
handelt. Nach den Vorstellungen von 
Bund und Ländern soll diese Verfah-
rensordnung die VOL/A im Unter-
schwellenbereich ersetzen und wird 
zu ihrer Anwendbarkeit jeweils einen 
entsprechenden Anwendungsbefehl 
des Bundes bzw. der Länder erfor-
dern. Das Hessische Wirtschaftsmi-
nisterium überlegt derzeit, inwiefern 
man die UVgO mit Blick auf das in 
Hessen geltende Vergabe- und Ta-
riftreuegesetz sowie die haushalts-
rechtlichen Bestimmungen, für ver-
bindlich anwendbar erklären wird. 

würde zu nicht notwendigen Doppel-
strukturen und erhöhtem Aufwand 
aller Beteiligten führen.

Die Städte sind sich einig: Das The-
ma Bauen nimmt in den Kommunen 
einen großen Stellenwert ein. Gerade 
mit Blick auf die geänderten Gege-
benheiten vor Ort sind Fragen nach 
bezahlbarem Wohnraum, Stärkung 
der Innenstädte, Anpassungen von 
Stadtgebieten an neue Strukturen, 
sowie die Frage von praxisgerechten 
Bauvorschriften aktueller denn je.

Mit Vertretern aus dem Hessischen 
Wirtschaftsministerium sowie dem 
Hessischen Umweltministerium 
sprachen die Teilnehmer zudem über 
den bestehenden Änderungsbedarf  
im Hessischen Vergabe- und Tarift-
reuegesetz, die aktuellen Entwick-
lungen im Bereich der Städtebauför-
derung sowie über die anstehende 
Novelle der Hessischen Bauordnung 
(HBO). Das Hessische Wirtschafts-
ministerium erarbeitet derzeit einen 
Entwurf für eine neue Bauordnung, 
die u.a. Verpflichtungen aus der 
Seveso-III-Richtlinie umsetzen soll.  

Zudem soll durch weitere Anpassun-
gen an die Musterbauordnung die 
länderübergreifende Rechtsanwen-
dung erleichtert werden.  

Der Bau- und Planungsausschuss 
ist einer von sieben fachlichen Aus-
schüssen des Hessischen Städteta-
ges, die die politische Meinungsbil-
dung des Verbandes begleiten und 
formulieren. Die Zusammensetzung 
des Gremiums wurde in Folge der 
Kommunalwahl im März in diesem 
Jahr an die geänderten Zuständig-
keiten in vielen Mitgliedstädten des 
Bauausschusses des Hessischen 
Städtetages angepasst. Dem Hes-
sischen Städtetag gehören alle fünf 
kreisfreien Städte Hessen, alle sie-
ben Städte mit Sonderstatus, außer-
dem die meisten der größeren Städte 
sowie kleinere Städte und Gemein-
den in Hessen an. In den Mitglied-
städten wohnen mehr als 3 Millionen 
Einwohner, also etwa die Hälfte der 
hessischen Bevölkerung. Derzeitiger 
Präsident des Verbandes ist Ober-
bürgermeister Patrick Burghardt aus 
Rüsselheim am Main.
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

01.02.2017 Ausschuss für Umwelt und Verkehr 10:00 Frankfurt

09.02.2017 Sonderausschuss Gesundheit 10:00 Frankfurt 

14.02.2017 Sonderausschuss Sport 10.00 Darmstadt 

14.02.2017  AG Nord 09.30 Fritzlar 

15.02.2017 AG Kultur 10:00 Darmstadt 

15.02.2017 Ausschuss Finanzen und Wirtschaft 14.00 Frankfurt 

16.02.2017 AG Mitte 09.30 Schlitz

17.02.2017 AG Süd 09.30 Neu-Isenburg 

23.02.2017 Ausschuss für Schule und Kultur 10:00 HdkS

01.03.2017 AG Jugendamtsleiter 09.30 Wiesbaden

06.03.2017 AK IT 10:00 Mörfelden 

09.03.2017 Präsidium + Hauptausschuss 09:30 Fulda

14.03.2017 AK Asyl 10:00 HdkS

15.03.2017 AG Umweltschutz 10:00 Gießen

21.-22.03.2017 AG Jugendamtsleiter 09:30 Frankfurt 

29.03.2017 Ausschuss Soziales und Integration 10:00 Limburg 

Gremientermine
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

06.03.2014 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Hünfeld

12.03.2014 AG Nord 09:30 Hünfeld

19.03.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Rüsselsheim

26.03.2014 AG Jugend 10:00 Fulda

27.03.2014 AG Recht 10:00 Kassel

28.03.2014 Bau- und Planungsausschuss 10:00 Oberursel

28.03.2014 Ausschuss für Umwelt und Forsten 10:00 Oberursel

10.04.2014 AG Steuern 10:00 Darmstadt

06.05.2014 AG Vermessung und Liegenschaft 09:30 Gießen

06.05.2014 AG Personal 10:00 Frankfurt

08.05.2014 Mitgliederversammlung 10:00 Fulda

15.05.2014 AG Umwelt 10:00 Offenbach

20.05.2014 AG Frauenbeauftragte 10:00 Marburg

12.06.2014 Präsidium 09:00 Limburg

18.06.2014 AG Mitte 09:30 Haiger

02.07.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Gießen
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Wir wünschen Ihnen 
ein besinnliches und frohes Weihnachtsfest 

und einen guten Start ins Jahr 2017. 

Ihr Team vom Hessischen Städtetag
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INTELLIGENTE VERSICHERUNGSKONZEPTE.  
DAMIT DER HAUSHALT NICHT BADEN GEHT.

Kommunen droht bei großen Schäden schnell ein finanzielles „Land unter“. 

GVV-Kommunal schützt mit umfassendem Expertenwissen und maximalen Versicherungssummen  

im Worst Case. Über 100 Jahre Erfahrung machen uns zu einem Partner mit höchster Kompetenz.  

Mit uns behalten Sie bei jedem Schaden den Kopf über Wasser.
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